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über die am- Dienstag,den 30.Oktober 1923 in der Aula der Über- 
reulschule zu »aarbrücken stattgefundene »itzung des landesrates.# 


Der Vorsitzende ,‚Winisterialrat Ko!mann,eröffnet um 8 Uhr 40 Iinu- 
ten die Sitzung. | 


Seitens der Regierungskommission sind anwesend: 
Herr Stastskommissar Verwaltungsdirektor Dr.G.A.Liesch, 
Herr Ilinisterialrat Dr. Golling als Fachreferent aus der 
Abteilung für Kultus-und »chulwesen. 
Entschuldigt fehlen die lütglieder: 
Schmoll sch) Base hrücken; Dr.Sender (9.P. )-Saarbrücken ; 
Wagner (H.u.L. )-Picurd. | 


Auf der Tagesordnung steht: 
Begutachtung eines Verordnungsentwurfes betr. 
die Bildung von Schulkomnissionen, 


Das "ort hierzu hat der Herr Stastskommissar Dr. Liesch. 
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'Staatskommissar Dr.Liesch: Meine Damen und Herren! Die Begründung, die‘ 
Ihnen mit dem Entwurf zugegangen ist,ist so_ausführlich,daß Ich 
mir versagen kann,näher darauf einzugehen. Ich gestatte mir da- ° 
her in einem kurzen Überblick den Aufbau der Verordnung zu skiz-') 
zieren. 3 

Es ist Ihnen bekannt,daß im Juli 1920 die Volksschul- ° 
lehrer im Saargebiet zu unmittelbaren otaatsbeämten gemacht 
worden sind und seit November. 1920 hat die Kegierungskomission 
auch die Gehälter der Volksschullehrer zu zahlen übernommen. Das 
ist auch der tiefere Grund,daß auch die Ernennung der Lehrer 
von der Regierungskommission vorgenommen werden mu). Im Staats- 
wesen werden sie es so finden,da”,wer die Gehaltszahlung über- 
nommen hat übernimmt auch das Hoheitsrecht der Ernennung. Die 
Regierungskommission hätte ulso logisch-konsequenter leise das 
Recht,die Lehrer zu ernennen. Das hat aber die Regierungskomis- ” 
sion nicht gewollt,sondern um das Interesse der ganzen Bevölke- 
rung nicht lahm werden zu lässen,hat sie vorgezogen,das Recht 
der Ernennung mit der Bevölkerung zu teilen. sie schlägt daher Z 
vor,schulkommissianen zu ernennen,die an der «ahl der Lehrer E 
mit teilnehmen können. Eine weitere Konsequenz,aäuf der das Gesetz 
eufgebaut ist,sind die 2 Punkte | 4 
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) Einführung des Prinzips,da!l’ sie die Lehrer ernennt, 
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2) die Bevölkerung mitwirken zu lassen. 
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Die Vorlage an und für sich,ist in der Kommission nicht 
DL Dr onBen worden.Es ist deshalb nicht bekannt,ob andere 
Vorschläge von den Herren angeführt werden.Der erste Haupt- 
punkt wird der sein,Jaß in Artikel 6 die Zuständigkeit fest- 
Selegt ist und Artikel 8,der das Recht der Regierungskommis- 
sion vorsieht,um Mitglieder der Schulkommission abberufen zu 
können. Dieser letzte Punkt ist besprochen worden und soweit 
ieh mich erinnere ‚ist Kritik geübt worden,daß dieser Punkt 
nicht genügend gekennzeichnet worden sei.Also,wenn Sie sich 
mit der Vorlage nicht einverstanden erklären und eine bessere 
Vorlage wünschen,so bitte ich um Vorschläge. 


Schmelzer (L.V.): Ich bitte un’s ort zur Geschäftsordnung. 
Vorsitzender: "enn Ihrs Angelegenheit nicht im Zusammenhang mit der 
Tagesordnung steht,müssen Sie warten. 


Schmelzer (L.V.): Dann bitte ich des Haus zu befragen.\!ir machen un- 
sere Beratung von einem gewissen Umstand abhängig. Ich werde 
begründen, wie wir uns zur Beratung stellen. 


Vorsitzender: Ich erteile Zerın Schmelzer das Wort zur Seschäftsord- 
nung. 


Schmelzer (L.V.): Meine Demen und Herren! In der Presse ist heute 
‘eine Kotiz erschienen über drei Verbote ,die die JR. ....... 


Forsitzender: !lerr Schmelzer,zu derselben Sache hat sich als erster 
Redner Herr Schmidt vom Zentrum gemeldet.Ich habe Herrn Schmidt 
gebsten,er möge seine Ausführungen an Schluß der Verh _ | 

” : . . : . I . 
gen machen.Daher kann ich jetzt nicht,nachdem ich Herrn Sc Ci 
zurückgewiesen habe, Ihnen das iort geben. 


Schmelzer (L.V.) : Selbstrerständlich können Sie das. 
Vorsitzender: Herr Schmelzer,die Ausweisung von drei leuten steht 


ne gg im direkten Zusammenhang mit dem Schulverordnungs- 
entwurf. | 
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Schmelzer (L.V.): Herr Vorsitzender Sie haben mir das Ihrt erteilt 
unc es wäre merktürdig ‚wenn Sie es mir entziehen würden. 


Vorsitzender: Herr Schmelzer,wenn Sie über die Ausweisungen sprechen 
wollen.denn können Sie das nicht zu Punkt 1 der Tagesordnung 
tun. Funkt 1 steht jetzt zur Terhandlung.!ir können aber jetzt 
nicht abbrechen und einen anderen Funk? nehnen. 


u 


Schmelzer (L.V.): Das werde ich nicht machen und stelle den Antrag, 
daß sich das Haus auf 5 lümiten vertagt. 


- 


Vorsitzender: Herr Schmelzer stellt den Antrag,daß sich die Versamn- 
lung auf? 5 Minuten vertagt.Ver für diesen Antrag ist,möge k 
sitzen dleiben.&s erhent sich niemand.Der Antrag ist somit | 
einstimmig angencmmen.\Wir vertagen uns auf 5 Minuten. 
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Ba. So 
Vorsitzender: Meine Damen und Herren! Es hat soeben eine Berating 
der Parteien stattgefunden.Speziell wurde bera;en,ch Herr. 
Schmelzer das liort zu geben ist oder nicht.lch stahe na0.1 wie 
vor auf dem Standpunkt, daß mein Vorgehen berschti.zt war,Voa 


a 


den Parteien ist mitgeteilt worden,caß Herr ochmelzer sich 

zum ort emeldet habe,ehe die Begutachtung begonnen ' atte. 
Base) "ortmeldung ist von mir und meinen be iden Herrn des 
Vorstandes nicht wahrgenommen worden. \läre sie war genummsr 
worden,dann hätte ich Herrn Schmelzer das ort eris s3lt. 

achdem er die große liehrheit der Vers: sammlung anf 

dem Standpm x steht Na rr wehus izer sich schon vor Bin- 
tritt in Tagesordn ung zum ort gemeldet habe und da Herr | 
Schmelzer Eine heutige Stellungnahme zum Schu Lentwar? hegrün- 
den will,erteile ich Eh das Wsrt zur Geschäftsordnung. 


Schmidt (2.): Ich habe zuerst um’s "ort gebeten. 
Vorsitzender: Das !!ort hat zuerst Herr Schmidt. 


Schmidt (Z.): Meine Demand reg Ich habe !n der gestriger. Zei- 
t eine Notiz gelesen,Herr Agrdens, es ist dies die erste 
Beschwerde die B-- der Pfalz an Sie komm* und ich habe Aa 
sa da eholfen wird. 

mburger Herren ist das Betreten des besetztai: 
RERTOR. verboten worden.Es sind dies die Herren Direktoren 
Raabe ‚Seegers und Pfeilstücker. 


(Zuruf Helfgen: Politische S charöuacher ) 


Ich will PS ne die Begr untersuchen ‚die u dieser WB- 
gef nabsa. Da 9 An er Meinung.daß durch Riese MaR- 

Sale er TR. K.das Verbct des Betretens der hesetzten Gesnete, 
die Rechte der Saareiniohner in erheblichem Naße ver.ietrt 
den,und zwar eines der a SE das Recht der Bean 
zügigkeit, das im Versailler Kertrae gewährleistet ist,Es ist 
diese Maßnahme nach meinem Dafürhalten %- unrecht erfolgt.lIch 
möchte aber in diesem Zusammenhang auch darüber sprechen. vel- 
che Folgen für uns diese Maßnahme haben kann und haben wird. 
Die beiden Direktoren Raabe und Seegers sind Direktoren des 
Tausenden DERRDRSTND, ‚des größten !ierkes der Stadt Homburg, das ' 
Tausenden Fon, Mr en? Brot und Leben gibt. Insbesondere Di- 
rektor Raabe ist die Seele dieses lierkes.Er ist derjenigs, 
welcher das Geschäftsleben des Perg nach außen vertritt 

s ist unbedingt day A gan daß er sowchl mit Dontch- 
land als auch mit dem Auslande Verbindungen unt erhält und ver- 
sönlich ausführt. 


( Zuruf: Sehr richtig ! ) 


Das Homburger \ierk gi%Wt Tausenden von Arbeitern Brot und le: 
ben und welche Folgen mag es nun haben ‚wenn diese laßnahme de 
J.R.K, aufrechterhalten wird.Das lierk hat seine Absat Fagadle :te 
teils in Deutschland und teils in dem Ausland..!'enn ihm in 
der Person seines Direktors die löglichkeit gen“mnen wird. mi | 
diesen Faktoren in Verbindung zu bleiben,so bedsutet das.c: | 
in ganz kurzer Zeit der Absatz aufhört und die Arbeiter But. 4 
der Straße sitzen.Das ist etwas,was man sich tatsächlich nic: ‘4 
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schlimm genug ausmalen kann. 


Direktor ie ist Direktor der Jndustrietirk 
Homburg.Es ist die Bank, wel er ae a meisten Indus ‚triewerke n.t 
Geld versieht. Diese B Bach lialen im besetzten Gebiet die 
von Homburg aus nicht je ash vıerden können au: en den- 
jenigen,der dazu berufen ist,die Geschicke der Bauk zu lenken. 
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Was das bei der heutigen Zeit der Geldnot an Bedeutung has, 
kann sich jeder ausmalen.In ganz kurzer Zeit wird es nicht wär. 
möglich sein,die Industrie Homburgs mit Geld zu versorgen ‚wen 
die Maßnahme nicht verschwindet. _ | ye 
Ich richte für meine Partei an dis Negierungeromn 
das Ersuchen, daß sie schleunigst dafür Sorge tragen möge,soweiß 
es in ihrer Gewalt ui lg ı.ch glaube,es a ihrer Ge- | 
walt,daß die Maßnahme ‚die zu. allererst unberechtizt unfeine 
Verletzung des Friedensvertrages darstellt,zum anderen eine 
Gefahr .für uns bildet,aus Ger "elt zu schaffen. 


f 


orsitzender: Das Wort hat Herr Scamelzer ! 


hmelzer (L.Y.): Meine Danen und Herren! Meine Fraktion wird sich 
an den heutigen Beratungen ni.cht beteiligen. Zunächst werden. 
wir durch die Angelegenheit.die Herr Schmidt eben vorgebrach" 
hat,an das Verbot erinnert,das die Interalliierte Rheinlanckcın- 
mission Doglgi en Ser Dirchre:se durch das besetzte febisi 3>-. 
gen unseren lraktionskollegen Herrn Hermann HKöchl.ing ausge-- 
Sprochen hat.Wir sind daraufnin bei der Regierungskcmmi.ssion 
vorstellig gaworden,damit das Verbot rückgängig gemacht wür”.:. 
Das ist inzwischen einmal geschehen. Bei einer zweiten Vorste - 
lung haben wir die Regierungskommission darauf hingewiesen, i=n 
wir das Verbot als eine Verletzung des Versailler Vertrar® 
trechten und daß die Regierungskomission die Pflicht hat, .!>- 
daranzusetzen,um derartige Verbute unmöglich zı machen.%ıns Ant 
wort darauf haben wir. nicht bekommen.Yetzt sehen wir.daß wei. N 
tere Verbote ausgesprochen werden, | 7 
las unserer artei und Fraktion das Verbot viel wich-- 
tiger macht,ist die latsache,daß sich das erste Verbot; gegen 
einen unserer Parteiangshörigen gerichtet hat unä daß das zwei. 
te Verbot sich wieder gegen Mitglieder unserer Partei richtet, 
Yir sind der Meinung, daß da ein »ystem zugrunde liegen muß und 
wir haben den nicht unnegründeten Verdach ‚wie wir es von Anfang 
an vermiteten,daß die Verbote aus dem »aargebiet selbst heraus" 
kommen. Die In$eralliierte Iheinlandkommission hat gar kein 
Interesse daran,lerrn Röchling die Dirchreise zu verbicten und 
ebenso müssen auch die letzten Verbote aus dem Sasrgebiet s+.hst 
kommen.Wir haben einen Verdacht nach ganz bestimnier Kichtung, 
Wir werden diese Linie a und wir wollen dcceh ejamal se- 
hen,wie im Saargebiet das Recht gewahrt wird,wenn man Schritte 
unternimmt,wie 2.B.das Schreiben der Obersten Polizeiverweltung, 
das diese an die Interalliierte Rheinlandkomission gerich5et 
hat und wir werden auch diese Angelegenheit mit den vorliegen - 
den aufgreifen. Wir nehmen an.daß der Drief,der veröffentlicht 
wurde,echt ıst,welcher besagt,daß von Seiten eines Organs cer 
Bes FunEakgm. as lan daraufhin gewiesen wurde ‚Saareinwchnern 
Schwierigkeiten zu bereiten.Die Regierung hat diese Aufgabe rzu-. 
Ben bekymmen ‚für die Rechte der Saarbevölkerung zu Bares: 
ir müssen feststellen,cb jemand im Saargebiet ungestraft e 
derartiges unternehmen kann.Diese Maßnahmen richten sich ofen 
bar gegen unsere Partei.Wir haben in letzter Zeit wiederho!! 
die kriahrung EPBACHT.ORE Q28 Regierungskommission Beigeordi.- 
ten...n in Gemeinden die Bestätigung versagt hat,die meist x 
de are Liedern unserer Partei gehören,so in Völklingen. Fried 
richstal und Ottweiler.Die Regierung hat die Offensive gegen 
unsere Partei ergriffen und wir können deshalb an den haui.tscn 
Beratungen nicht teilnehmen.Die Bevölkerung wird uns ob uresr2s 
heutigen Verhaltens ihre Sympathie nicht entziehenfür die sehr - 
- erwünschte Nebenwirkung bei Cer einsichtigen Bevölkerung körnan 
wir der Regierung dankbar sein.Das hindert uns aber nicht,gogen Fi 
diese BEUSKaSFUnE den schärfsten Einspruch zu erheben.Wir haben # 
den Wunsch gehabt,die heutige Vorlage zu verabschieden.Es ist 
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mir persönlich schmerzlich,daß ich mich zu der Vorlage nicht 
äußern kann,da Ich gerne Gelegenheit genommen hätte,mit der 
Abteilung für Schulwesen insgesant abzurechnen.Ich hätte eine 
roße Anzahl Punkte gehabt.cdie ich vorgetragen hätte und auf 
ie Antworten wäre ich gespannt gewesen.Wir hätten vorgehalten, 
deß. die Schulabteilung Se bessere Dinge zu tun hätte,als die- 
se Vorlage suszuarbeiten { 
Im bisherigen RRENESBENE der Verhandlungen haben wir 
ein (utachten zu dem Entwurf nicht überreichen können aber oh- 
ne den Einzelfall der Rrüskierung seitens der Aegierung hätten 
wir viel dazu zu sagen. 
Herr Präsident ‚Die _sind nervös,ich tue Ihnen nichts. sie 
brauchen nicht wieder die “lucht zu ergreifen. 





Vorsitzender: Herr Schmelzer,den Vorwurf,als hätte ich geualR die 
Flucht ergriffen ‚weise ich ganz entschieien zurück. 


Schme!zer :Neine Jamen: und Herren! "Är haben den Wunsch,daß_die Vor- 
lage verabschiedet wird und wir wünschen,die übrigen Farteien 
möchten an der Beratung Feiinehmen,um die Vorlage heute zur 
Verabschiedune zı hringen.Wir selbst werden den Saal verlassen 
und wir setzen in sämtliche Perteien das Vertrauen,daß sie uns 
in dem Xempf,der uns bevorsteht, zur Seite stehen. 


Vorsitzender: Das Wort hat der Herr Stastskommissar Dr. Liesch. 


Staatskommissar Pr.Liüesch:Neine Namen und Herren: Die Geschäftsord- 
nung erlaubt mir nicht,mich mit Fragen zu beschäftigen,die 
nicht auf der UGBSUERRUNE stehen. .edoch glaube ıch ein \lort 
sagen zu müssen. dich entnehme aus den Ausführungen des Herrn 
Schmelzer,daß .3 Herrzn von einem Ausweisverbot der Interalli- 
ierten Rheinlandkomissıon betroffen worden sind. Das ist eine 
Verfügung einer framder 4usorität,ich wüßte nicht, inwiefern 
sich der Landesrat damit zu tefassen hätte.as weitergeht ist, 
daß durch diess latsache Zsr Beweis von Unterste)lungen eines 
Nitwissens der Saarregierung konstruiert wird,was ich zurück- 
weise.Es genügt nicht,daß man sagt,wie Herr >chmelzer;daß_der 
Stoß aus der richtigen Ecke gekommen ist.\ienn man solche Tat- 
sacher unterstellt,mäßte man doch wenigstens einen »chein des 
Beweises in der Hand haben. Weiterhin nimmt die Partei Anlass 
hier einen Grund zu Tinden,um sich heute an der Beratung der 
Vorlage,ich möchte heinahe sagen,vorbeizudrücken.Es sieht so 
aus,als wenn die Stellungnanme der Partei unangenehm wäre. Das 
ist aber kein Vorgehen äes landesrates. 
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Vorsitzender: Das Wort h&t der Abgeordnete Hoffmann! 


Hoffmann (Soz.): Meine Damen und Herren! An und für sich schließen 
wir uns den Ausführungen der beiden Yorredner an.Es wäre nac | 
unserem Dafürhalten notwendig Sewesen,daß men vorher die »Dach- 
lage beraten hätte. Ich habe feststel.en können,daß die beiden 
Vorrecyer die Einschränkung der Reisefreiheit angeschnitten | 

| haben. Zuf jeden "all. können wir uns diesem Protest anschließen, 

rotesvieren aber nock besonders gegen die Ausweisung des se- 
retärs les Saarverbandes der Kriegsbeschädigten, für die die 

Hegierungskommission zuständig gewesen ist. 


( Zuruf des Stantskommissars: "ie so ? ) 


Die len ging or ihr sas und richt von der Interalliier 

ten Rheinlanäkomnission. !ir stellen diesen “all vor den anderen 
ir schließen ana auch dem Yrotest an gegen das Schrei 

ben des Herrn Adier. 5 | 
\ias die Nichtbestätigung von Ämtern anbetrifft,haben 
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wir es öfter erlebt,daß Sozialdemokraten nicht als Bürgermeis- 
ter bestätigt wurden und auch hier mıß ich Herrn schmelzer | 
zustimmen.\!ir finden es über nicht für notwendig,Herrn Schmel- 
zer nächzulaufen und nicht an der Beratung teilzunehmen ‚weil | 
wir uns nicht drücken wollen."ir sind der Auffassung, heute 
unsere Stellungnahme kundzugeben.'ir haben die Auffassung, daß 
die Liberale Volkspartei einen großen Tag machen wollte,um 
sich vor der Beratung zu drücken. 


orsitzender: Das "ort hat der Abgeordnete Reinharä ! 


einhard (Komm. ): !ir Xommnisten rar ıeka auch mit aller Schär- 
fe gegen die \äßnahmen der Rh:inläandkommission,da dieselben 
sogar gegen den Vertrag von Versailles verstoßen.Unter keinen 
Taständen dürfen wir hier im Daargebiet dulden,daß durch der- 
artige \aßnahmen die Bevölkerung in ihrer persönlichen Freiheit 
besehränkt wird.!!ir lehnen es aber ab,die Frage so zu behan- 
deln,wie es durch die Liberale Volkspärtei Zeschieht. Es ist 
wirklich sine Unverfrorenheit sonderZleichen,von Ihnen,meine 
Herren von der Rechten,hier zu_behaupten,sie würden am ent- 
Schiedensten für die deutsche freiheit eintreten und würden | 
dadurch auch am meisten durch die NRegierungskommission verfolgt.: 
Diese Behauptungen sind eine direkte Verhöhnung der Zrbeiter- | 
schaft in einer Zeit,wo durch !hre Partei in Deutschland nit 
Naschinengevrehren die EIS LRISR ESS EUDE Sachsens auseinaänder- 
Be jagt wird. Wir sprechen Ihnen das Recht ab im Namen der Arbei- 
erschaft zu sprechen,dä sie durch Ihre bisherige Tätigkeit 
dieses Recht verwirkt heaben.Gerade die Herren aus Be 
en die sich das Verbot der Rheinlandkomission richtet, haben 
ie arbeiterrechte bisher in die Aumpelkammer geworfen. Trotz- 
em verlangen wir von der Regierungskommission unverzüglich 
chritte zur Aufhebung des Zurchreiseverbotes zu tun.bine Fra- 
e von ee Wichtigkeit ist die Ausweisung des 
errn Gräf des Sekretärs des Kriegsbeschädigten-Verbandes und 
das erneute Verbot der Arbeiterzeiturg. Beide Nußnahmen wurden 
ergriffen auf Grund ler Notrerordnung- dieses Schandgssetzes. 
"ir protestieren mit aller Schärfe gegen diese Vergewalti-_ 
Bingen des allgemeinen Rechtes. Gräf ist litglied unserer Par- 
ei und wir glauben nicht mit Unrecat,daß dieses der Haupt- 
grund seiner Ausweisung ist. | 
Von der Regierung verlsngen wir,endlich die Notver- 3 
ordnung zu beseitigen.dieses Gesez,welches eine allgemeine 
Rechtsunsicherheit bedeutet. 
Das Yahlmanöver der Liberalen Volkspartei machen wir 
nicht mit-wir haben keine Ürsache,den \ahlkärren dieser Par- 
tel: zu. ziehen. 


! 
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Vorsitzender: Das "ort zur Geschäftsordnung wird nicht mehr ge- 


wünscht. ir treten jetzt in die Derusung der Vorlage ein. 
Das Wort hierzu hat der Berirhterstatter Herr \artin 


ce u PwoZ 


Mertin (Z.,;: Meine sehr verehrten Damen und Herrsn! Ich beginne 
mein heferat mit der Darlegung der rechtlichen Grundlage. | 
Der 3 28 der Änlage zu Abschnitt W,Teil 3 des Versailler Ver- | 
trages besagt: Ä 

„2. Unter Aufsicht der Hegierungskomission dürfen die 
binvonner inre örtlichen Versammlungen,ihre religiösen Frei- 
heiten,ihre Schule und ihre Spräche behalten. usw. 
Der $ 14 sieht allerdings Ausnahmen vor: er lautet: 
" Der französische Sseat kann ze als Nebenun- 


lagen der Gruben Volksschulen und technische Schulen für das 
Personäl 
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Fersonal und die Kinder dieses Personals gründen und unterhal- 
ten und den Unterricht darin_in französischer Sprache nach 
einem von ihm festgesetzten lehrplan durch von ihm ausgewähl- 


—_— 


te Lehrer erteilen lassen.‘ 


Die $$ 14 und 28 sind von unslegendst Bedeutung und 
alle Gesetze und Verordnungen ,uus der Zeit vor dem 11.11.1918 I 
die im Saargebiet auch noch Gültigkeit haben,haben sich diesen 
beiden unterzuordnen. | 
Nach $ 33,der lautet: 


" Die Regierungskommission ist zur Entscheidung aller 
fragen ermächtigt,zu denen die Auslegung der vorstehenden 
stimmungen An aß geben könnte..." 
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ar die Regierungskommission wider alles Erwarten entschieden, 

dab | | 

l. )die Seargebietskinder ihrer gesetzlichen Schulpt light 
sowohl in deutschen als auch in französischen Schulen 
genügen können,und 


2, daß Bergmannskinder als Kinder des Grubenpersonals an- 
zusehen sind. 


Diese Tatsuche ‚sowie der wirtschaftliche Druck auf die Berg-. 
leute,ihre Kinder in aie französischen Schulen zu schicken,die 
Berichte frenzösischer Abgeordneten,ich erinnere an Ferry,ha- 
ben eine Situation. im »aargebiet geschaffen,die das ra 
biet aufhorchen läßt,wenn von einer neuen Verordnung die Kede 
: ar on rat re 

ist,die die Volksschule betrifft.\Wer heute politisches Inte- 
resse hüt,wer aber auch mur eine Ahnung von den öffentlichen 
Vorgängen im vaargebiet hat,konnte sich nicht wundern,daß die ;e 
rarteien bezyu.#ruktionen sich diesen Gesetzentwurf von der iu 
politischen Seite aus ansehen. Zus lavende \üßtrauen besteht, | 


wi ee > ” 
7 , Sie vet 
- EM : 
. . nn 





j 
\ 


nut air Ar ay>Sıyd B4OOUBLT 42720494005 H 5 i 


em 
Ei } % 


Solange das »aargebiet Abstimmungsgebiet ist und dieses Niß- 3 
trauen wurde noch verschärft äädurch,daß man im voraus sich R 
nn 4 


zugeflüstert hat: " Faßt auf,da kommt etwas,das ist ein Körn- 
chen für die politischen Furteien,das werden sie nicht ver- 
dauen.' 


( Zuruf: Sehr richtig !) 


jipeniz a = ng - 
rigen 7 Nu > 

En u r; 

Dr Bel 


ce W PuoZ 


Eine Schulvorläüge ist immer ein Zankapfel der politischen 
Parteien.Eine solche Vorluge,die hier im Saarzebiet,wie ein 
Biitz aus heiterem Üimmel kam,läßt immer zu Be Lirnchen Ver- 
mıtungen aällerle: spielraun,treten dazu die Gegensätze auf 
kulturellem Gebiet,so kann man sich die Atmosphäre vorstellen, 
in der diese Vorlage heraten worden ist. 


= re BE 


Es ist die Aufgebe des Berichtersvatters,objektiv das \ 
darzustellen was behandelv worden 1st,aber auch subjektiv die j. 


Stimming wiecerzugeben. “enn ich die politische Wetterlage 4 
zeichnen soll,so muß ıch sagen,sie wär sehr bewegt.äs hat E 
sich gezeigt,daß Cie olvmpische Rune die bei Behandlung der a 
Steuervorlägen geherrscht het ,abnanden gekommen war.In der N 


ersten allgemeinen Aussprache war “rivik geübt worden,daß die ; 
Rechte der Gemeinden üllzusshr beschnitten vorden seien,z.D. 4 
ist Saarbrücken das ganze Wahlrecht senommen.Es wurde em ki- 49 
. epiel Saarbrücken dargetan,daß die Stadt fest die Hälfte der * 
Schullasten.48 %, trage. Demgegenüber machte der Regierungsver- „ 
treter geltend, daß die Lehrerschäft s.Z.von der. Regierung zu h 
unmittelbaren Staatsheamten erklärt worden sei und dies häbe q 
man mit großem Enthusiasmus aufgenommen, Die Regierung köme | 


nun 
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nun das Anstellungsrecht für sich allein beanspruchen. »ie wolle 
ein wesentliches Recht nun den Eltern über laffen,denn die Eltern 
seien am meisten interessiert an Schulkommission und Deputätion. 
Die Gemeinde sei nicht gauz ausgeschaltet: man unterscheidet 
innere und äussere ech e,und der Gemeinde blieb das Recht über 
die äusseren Schulangel oenheiten.Von sämtlichen Fraktionsred- 
nern wurde bestritten, daR die Bevölkerung die Ernennung GBF Leh- 
rer zu un nmittelbaren Staatsbeamten mit Enthusiasmus begrüßt habe. 
Die Kosten müßten von der Bevölkerung aufgebracht werden. 


( Zuruf:; Sehr richtig !) 


kMithin wisse die Bevölkerung mehr Recht ‚@ haben. Die Regierungs- 
komnissior. hat aber alle Macht in ihre Hand vereinigt. 


Ärtikel & der „„orlage 3 sv unannehmbar. Der Regierungsyer- 
treter erklärie,daß Artike! Ü weiter nichis sei als Ansatz 8 des 
44 des Vo Litsschulun‘: erhaltungsgese tzes von 1906, Dr erklärte 
sich bereit,mit der koumission den Artikel 8 zu ändern. Demgegen- 

über wurde erwiders:" in Freußen steht dem Parlament ein Kon- 
trollrecht zu, während im Saargebiet,wo kein Parlament mit Kon- 
trollrecht besteht, dur ch diese Vorlage der ep ee ke 
els eine Blanko-\ollmacht in die Hand _gespielt wird. Wir naben 
die Frage aufgeworfer,wer inter dem Entwürfe stehe ,ein Hegie- 
rungsvertreter teilte acer mit,dal sämtliche > Mitglieder er 
Regierungskommis sıon Be Vorlage gebilligt hätten,in langen Kon- 
ee rd um des Recht der Gemeinden gestritten.Die "Regie- 
ung bebirrt auf dem einmal eingenommenen »tandpunkt,der »taat 
nal für sich- das Recht der ‚Ssellenbesetzung in Anspruch und 
delegiere dieses Recht auf ale sonfeseione Lie Schulkommission, 
Das Zentrum vertrat den > standrunkt,aie Vo_ksschule sei ihrer 
Natur aach eine temeindeschu \&. Die’ Temseinde habe ein ech! auf 
die Volksschule ‚lan könne Dic ht ver£etehen,warum sie jetzt eine 
Staatsschule werden solle. Symratisch — 1 rm ale Vorlage ‚weil 
die konfessionel!e »chule verankert wär „Es zomme aber nicht 
ein einziges Mal cas llert:" xonfes Siemald.“ vor.lie Regierungs- 
kommission erklärte sich bereit,das "ort einzusetzen. 


Der Vertreter der Libera’en Volkspartei bekannte sich 
zur konfessione!len Schule. Nie Sozialdemokratie lehnte: die Vor- 
lage allgemein ab,da sie üle weltliche Schule fordere.Die de- 
moxratische Parteı lehnte die Vorlage ab,da die Fartei die Si- 
multanschule erstrebe.Es käme ein Yruck suf die xonfessionelien 
Hinderheiten und es werde zu viel Wert darauf gelegs auf das 
Mort wer bezahle,der befehl2. Das kom wunistiseae Kommissions- 
mitgl; ed leante dis Vorlage unver Hinweis auf die Einheits- 
Schule ah und meinte, daß Nie Volksschulen mit den Höheren Schu- 
jien auf gıeiche_. konfass ‚one.le Sasis gestellt werden sollten. 


Lamib war die allgemeine Aus sprache erschörft. 


in der zweiten Nomnissionssiszung wurde beschloßen, 
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nich in die Kinzelberatu une einzutreten, bis die ganzen Meinungen ° 


innerhelb der Jerteien geklärt gejen. Der Reglerungsvertreter 
möchte uns zum Vorwrf,daß die Sommission in keine „zeratung 


eintreten und auch keine egenvorsc.läge mechen volle,daß sie 
Ratschiöge bei ihren Yraktionen holen müßte und mit „gebundenen 


Aastruktioner herzäme ‚Die Erwiderung war nicht sanft. Man erklär- 7 


4a ifn, nan könns sich die Art cer Verhandlung nicht vor Schrei- 
ben tassen,bei wichtigen Vorsshlägen müßten die Kommi ssionsmit- 
glieder inner bei ikren Fraktionen Rai nolen. Das sei allgemein 
üblich und geräde bei siner 50 olche :n /orıage coppe lt notwendig. 
Nachdem beschlossen worden war.nickt in eine Einzelberatun 
einzutreten,wurde eins Reihe Schulfragen an geschnitten, Dnbur 
sondere die Frage der Junslehrer,Ds wurde gefrags, vie es 

komme 
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komme ,daß seit- Jahr und “ne kein Junglehrer mehr festangestellt % 
werde,Der Regierungsvertreter führte aus,so steht im Kommis- i 
sionsbericht.die Lage der Junglehrer sei gewiß traurig,hier im j 
Saargebiet sei ihre Lage aber nicht sn trostlos,wie MB AO, | 
"enn jede Klasse 50 bis 60 Schüler zählt,haben wir zuviel Zeh- 
rer.Sie müßten der Regierung zur Verfügung gestellt werden.Wir | 
stellen aber fest,daß niemand zur Verfügung gestellt werden j 
kann. Hinsichtlich der Lehrerstellen,der Kommission das ent- | 
sprechende Material zu unterbreiten,war nicht möglich,weil die | 
Kımmission nachher nicht mehr beräten konnte.Einmal wär die 
Ärmmission sinberufen worden,ohne den Vorsitzenden zu verstän- h 
digen und ohne daß die Farteien zu einem abschließenden Urteil 
gekommen waren.Das zweite "al waren nur die Vertreter des Zen- N 
rvums erschienen, infolgedessen war die Xommission beschlußfähig. ?® 
Ich kann aber auf Grund meines ergänzenden Berichtes und Sie 
haben es gehört ‚sagen, 


1.) daß die Durchschnittsfregvenz_ der Klassen 44 bis 
0 z2chüler beträgt und nicht 18 bis 0, 
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2.) daß kein einziger Lehrer entlassen zu werden braucht. 
Es ist bedaverlich,daß die Schulabteilung ein Jahr lang die 
Kinstellungssperre für vunglehrer verfüß® hatte.&s ist nicht 
wahr,daß der »tellenetat besetzt war. | 


.. . Sehr verehrte Damen und Ferren! Der Berichterstatter 
kann sich weder für noch gegen die Vorlage aussprechen,aber er 
kann eines herausstellen. (ir sind im Saargebiet auf Grund ein- 7 
seitiger französischer ATASS ERDE bei den Friedensverhandlungen 
Abstimmungsgebiet geworden. Deutsche und französische Interes- | 
sen ringen um die Überhand.Mit unerschöpflichen Mitteln wirbt 
Frenkreich für seine Idee.Der schwer drückenden wirtschaft- 
lichen Macht vermag_ die Ssarbevölzerung nur eine moralische 
Macht entgegenzustellen.Fflicht einer wirklich neutralen Re- 
gierung ıst es,daß keine »chule bevorzugt wird.Wir verlangen 
unnedingte Inparteilichkeit der Negierung.ilenn das geschieht, 
dann fürchten wir den Viettbewerb der französischen Schule nicht. 
Die Geister sollen sich messen,aber alles ohne Zwang und wir 
sind sicher,daß dann das &rgebnis günstig ausfallen wird. 
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Vorsitzenäier: as Worthat der Abgeordnete Wilheln ! 


"ilhelm (Z.): Meine Damen und Herren! Zunächst eine Vorbemerkung. | 
Nach den Ausführungen des Äbg.Schmelzer könnte es den Anschein 
haben,als wenn andere Parteien bei der Regierungskommission 
eine besondere Vorliebe genössen.\ir vom Zentrum haben von ei- 
ner solchen Vorliebe seitens der Regierungskomnmissien bisher 
nichts gemerkt. 


( Zuruf: Sehr aut : ) 


Nach dieser Vorbemerkung zur vache.Die Fraktion hat mich beauf- 
tragt,den Standpunkt der Zentrumspartei in ia Bee der Schul- 
knmmissionen darzulegen.Sie erwartet _ von mir eine Ireimütige, 
aber keine negative und destruktive Kritik,vielmehr eine Kri- 
tik,die,frei von persönlichen Gehässigkeiten,aufbaut und Bes- 
seres schafft. 


Die Kerne sind von jeher die heftigsten und 
erbittertsten gewesen.So war es in allen Kulturstaaten,so war 
es früher in Freußen,in Deutschland,so war es_auch in Frank- 
reich und go ist es auch jetzt im Dwaargebiet.Ein jeder fühlt: 
" Wer die »chule hat,hat die Zukunft," Auch dieser Gesetzent- 
wurf,der uns heute vyorliegt,hat die Gemüter in den letzten | 
Monaten und Ürchen heftig bewegt,und die Weltanschauungen sind 
mit unter ziemlich hart aufeinander ASPemO Lt EIER bloR bei 
der Lehrerscheft,nicht bloß bei der Geistlichkeit,den \emein- 
den,nicht bloß bei den Farteien,sondern auch ganz besonders 
bei den Regierungsstellen. Innerhalb der Zentrunsfraktion 
herrschte vollkommene Binigkeit. 


( Zuruf.Reinhard: Nach aussen !) 


such näch innen."ir sind vollkommen einig gewesen vom ersten 
Tage bis zum letzten.Die Zentrumsfraktion Bar im Bewußtsein 
ihrer großen Verantwortung äls christliche Kulturpartei und 
als deutsche Partei nicht versäumt,die Vorlage einer eifgehen- 
den allseitigen "rüfung zu unterziehen. denn sich die Verhand-: 
lungen etwas länger als erwünscht hinauszogen,so war bei uns | 
nicht ein langel an Entschlußkraft schuld,sondern die Erwägung,’ 
daß bei der großen Tragweite des Mesetzes alle Interessenten 
im Rahmen unserer Partei ausgiebig zu hören seien. Ich wende 
mich zu der Frage ‚wie sind die Rechtsverhältnisse auf dem Ge- 
biete des Vnlksschulwesens im Dasrgebiet 

Im Saargebiet gilt noch das preussischenVolksschulunterhal- 
tungsgesetz vom 28. Juli 1906. Dieses Gesetz hat den konfessio- 
nelien Charakter der Volksschule sichergestellt,und der Ver- 
sailler Vertrag hat uns auch diese konfessionelie Schule ge- | 
währleistet,. Die Geschichte des Letzten Jahrhunderts der preus-I 
sischen Volksschulpolitik ist,von einigen kleinen Schwanküngen | 
argesehen,eine Geschichte der konfessionellen Volksschule. 1 
Überhaupt hat der frühere preussische Staat den Bekenntnis- 
charakter der Volksscmle trotz gelegentlicher Schwankungen 

+ entgegengssstzter Strömungen theoretisch und praktisch 
s..ts gewährt.ganz im Gegensatz zu Frankreich,welches in den 
letzten . \ Jahrzehnter-ich erblicke darin eine 
unselige Auswirkung ea en, Mieea der großen Iranzö- 
sischen Revolution-die christliche, ,konfessionelle Schule von # 
Staatswegen preisgegeben hat und bei der atheistischen ochule, # 
der sogenannten Lugenschule ‚geiandet ist,die den Namen Gottes ° 
aus den amtlichen >cehulbüchsern ausgetilgt hat. 
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(Zuruf: Sehr richtig !) 


Und jetzt ist auch das_benächbarte Lothringen nach seiner 
Wiedervereinigung mit !'rankreich von dieser Strömung erfaßt. 
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Vor etwa 4 llochen sagte mir ein Geistlicher aus ba 2a RN 
N 03,208 in lothringen ist die christliche »chule praktisch % 
erledigt. " | N 


’ R \ H. 
(rt, hert!,, E| 


Nicht zu vergessen ist,daß auch die >chule der Pfalz auf Grund % 
der früheren bayerischen Gesetze eine konfessionelle Struktur 
besitzt.Doch darüber wird Herr Scheuer sprechen. 
'ias sollen nun die neuen Schulkomissionen ? Nach dem bishe- 32 
rigen preussischen Geketz war die Gemeinde die Trägerin der 
Schullästen,der realen und der persönlichen. Damit äber nicht 
genug.is waren ihr äuch pedeutende Rechte in den inneren An- 
elegenheiten der »chule gesetzlich eingeräumt.So besonders 
as Recht der "Wahl und der Anstellung der Lehrer, ja sogar Auf- 
sichtsrecht in gewissem Sinne.Diese Kechte übten die Gemeinden 
aus durch ihre Urgane: Stadtrat bezw.Gemeinderat ,‚Schuldeputa- 
tion,Schulvorstand.Der preussische staat hat also in dem Au- 
BenD ick,wo_ cr den konfessionellen Charakter der Schule fest- 
egte ‚dieselbe Dchule vertrauensvoll in die Hand der Gemeinde 
elegt,ohne auf sein staatliches Aufsichtsraecht zu verzichten. 
ıe genännten Gemeindeorgsne waren gemischt und sind noch ge- 
mischt zusammengesetzt,d.h.sie bestehen aus Mitgliedern ver- 
schiedener Konfessioren. Allerdings war der konfessionelle 
Charakter Ger Schule selbst _nicht von dem Belieben der Najori- 
tät der emeinde abhängige. Das Gesetz hat da einen Riegel vor- 
geschoben und die Schule dadurch der Willkür der Parteien ent- | 
zogen.Äber,wie es so geht,entstehen in solchen gemischten Kör- 
ersch&ften hier und ds allerhand Unzuträglichkeiten,gelegent- 
icher Hader und »treit,die bei rein konfessioneller Zusammen- 
setzung solcher (rgäns Leichter,wenn auch nicht ganz vermie- 
den werden können. Der preussische Gesetzgeber fühlte auch; 
daß in diesen paritätischen Körperschaften sich gewisse | 
Schwierigkeiten und Reibungsflächen bilden können.Um das mög- 5 
lichst zu verlüten,sah das Gesetz die Möglichkeit vor,in An- 
lehnung an die Organe der örtlichen Schulverwaltungen, beson- 
dere Kommissionen einzurichten, zur Wa DAnE der spezifischen 
konfessioneilen luteressen. Leider erlangten diese Kommissi- 
onen nicht die Bedeutung una die allgemeine Verbreitung,die ># 
ihnen gebühr‘; hätte. "na so sind sie auch im Saargebiet sehr 0 
selten zu finden.Hier setzen die Kommissionen des Regierungs- 
entwurfs ein,also ist die [dee dieser »chulkommissionen keine :# 
Erfindung der Saarregieruns. 
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Uns wäre es,icnh spreche damit die Auffassung unserer Fraktion 
aus,am liebsten gewesen,wenn die Schulabteilung diese Kommis- 
sinnen aus dem alten Gesetz aufgegriffen und sie im Saarge- 
biet allgemein eingeführt hätte.Das wäre mit wenigen Strichen 
gemacht Zewesen und es hätte bis 1985 gereicht. 
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Der riesige Aufwand von Zeit,Geistes-und Körperkraft für die 
Berasungen ces umfangreichen Entwurfs und seiner \otive wire MM 
den Farteien erspart geblieben. 


( Schr 2 WR 


Und selbst;wenn die hegierungskommission den Schon gesetzlich #9 
vorgesehsnen »chulkomnissionen etwas mehr konkreten und . u 

| | greifbaren inhalt gegeben hätte,so glaube ich „2 
bestimmt,daß sie für diese Art von Ausgestaltung des bestehen- 


den Gesetzes die freudige Zustimmung fast aller Parteien, 4 
auch a J> 
% $. N \ In 








KR Ea 
auch der Herren von der Liberalen Volkspartei gefunden hätte. 


( Zuruf Betz: Dann hätten sie nicht fortzulaufen 
brauchen ! 


Demit soll der apiemunskeatungs night heraäbgedrückt werden. 
Der Entwurf stellt nach unserer Auffassung prinzipiell einen 
Fortschritt dur er dem früheren Zuständ, insofern er 
den Konfessionalltätsgrundsatz weiter in die Einrichtungen 
des Volksschulwesens hineinbaut.Auch das ist ein Fortschritt, 
daß das Elternrecht mehr zur Geltung kommt,obschon Beanet 
werden muß,da:. such das alte Gesetz wohl die Handhabe bot, 
wenn man seine löglichkeiten uusnützte,die Elternvertreter 
in genügender Zahl heranzuziehen. Die Motive gehen von dem | 
Gedanken aus,daß die Lehrer vom Staat besoldet werden und ; 
als unmittelbare Staatsbeamte anzusehen sind und deshalb auch 
vom Staat allein anzustellen sind. Die 3 Bründund 80. Logiegn E 
sie scheint,können wir vom Ständpunkt des Zentrums nicht bil- 9 
ligen. Duß die Verhältnisse tatsächlich so liegen,wie die B- | 
ne ausführt,das wissen wir..ie es gekommen ist,daß die 
olksschullehrer jetzt aus der Staatskasse_allein besoldet 
werden,wie es gekommen ist,daß dieselben als unmittelbare 
Staatsbeamte angesehen werden,von allem deg wollen wir ab- 
sehen,.Uns interessiert die grundsätzliche »eite. 


( vehr ut ! ) 


Die Regierung mıß sich gefallen lassen,daß wir ihren Satz 
prüfen,aus dem die Konsequenz gezogen wird. Irgend ein Vor- 
wurf liegt uns dabei völlig fern.Es ist weder ein Vorwurf 
gegen die Regierung,die nun einmul tatsächlich das gesamte 
'olksschulwesen annektieren will, 


( Sehr aut ! ) 


noch ein Vorwurf gegen die Lehrer,noch ein Vormirf gegen die 
Gemeinde,da gerade letztere aus der Not der Zeit heraus da- 
zu getrieben wurden,die Besoldung der Volksschullehrer an die | 
lundeskasse abzugeben. Daß die Kemeinden das mit Enthusias- - 
mus getan haben,ist nicht bemerkt worden. Im Gegenteil,viele | 
Einsichtige haben die Entwickelung der Dinge sehr bedäuert. 

ch sage,deshalb müßten wir die Begründung anfechten.Ja in 
diesem eben verlesenen Passus scheint uns das proton pseudos, 
der Hauptfehler der ganzen Deduktion zu liegen. 


( Sehr ut ! ) 
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Proz 


Grundsätzlich aufgefasst,soll und darf der Lehrer nicht un- 
mittelbarer stautsbeamter sein. 


A 


Meine Damen und Herren! Konsequent gedacht und 
durchgeführt ‚bedeutet das nicht mehr und nicht weniger als 
die rigorossste und übelste Vertretung des von uns und be- 
sonders von der Zentrumspärtei so verpönten Staatsschul- 
lionopols. 


( Sehr richtig !) 





Aohez will der Staat das Recht dazu nehmen ? \ias ist _denn 
der Staats Empr baupt ? Ist er der geborene Lehrer ? Ist er 4 
der geborene \rzieher $ Hat er die Verantwortung über die \ 
Seelen der Kinder? Für die religiöse und sittliche Erziehung ?° 
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Ist diese Verantwortung nieht allein in die Hände der Eltern 
Beten! ? Der Staat uls solcher ist eigentlich nichts,ist ein Ab- 
straktum. Dieses kort Abstraktum hat in einer großen Katholiken- % 
pereaumlung der berühmte Zentrumsabgeordnete Dr,Schädler aus 
Landstuhl, dieser berühmte Verfechter der konfessionellen Schule, 
geprägt. Die diesbezüglichen Ausführungen der lotive stellen, 

an Jer Lehre der l!bralphilosophie und der gesunden Fädagogik 
gemessen,einen ge Irrtum dar und entsprechen auch 
nieht streng katholisehen Auffussungen. Pater Gathrein in sei- 
ie ee moral-philosophischen !lerk läßt hierüber keinen 
Zmeifel. 


oher will der Staat _ das Recht nehmen ? Er sagt,ich 
besolde die lehrer und deshalb stelle ich sie an.Der »vtaat kann 
die Lehrer besolden.denn er hat den großen Säckel und die Ge- 
meinden haben manchmal nicht die Mittel, besonders in einer Zeit 
wirtschuftlichen Niedergänges,ihre lehrer ausreichend zu besol- 
den. Nie schön wäre es,wenn der Staat großmütig die Gkemeinden 
unterstützte,wenn der Staat den Gemeinden in solcher Zeit aus- | 
reichende Hilfsmittel zur Verfü ung stellen würde,daß die Cemein- # 
den selbst ihre Lehrer gut ee} Ser Könnten. # 


( Zaruf Ringle: Das wollen die Lehrer nicht ! ) 





Es kommt nicht darsuf an,was die Lehrer wollen. Ich habe es mur 
zu tun mit dem »atz,der in der Begrünsung steht und diesen fech- 
te ich an.Der Obersätz ist falsch und deshalb sind auch die 
Folgerungen grundsätzlich falsch. 


( Zuruf: Das verstehen viele leute nicht ! ) 


Hier bin ich auf einem grundsätzlichen Gebiet,auf dem Gebiete 
der koral-Philosophie. Ich gebe Ihnen änheim lesen Sie von 
Nsthrein die Ausführungen über Kirche und Schule ‚und Gemeinde 
und Schule und dann werden Sie mir PRGeR daß ich ganz in den 
Fußstäphen dieses großen liannes ewandelt bin. Deshalb sage ich 
nocheinmul,die Ausführungen der lotive stellen,an der Lehre der 
Woralphilosophie und der gesunden Fädagogik gemessen,einen phi- 
losophischen Irrtum dar und entsprechen auch nicht streng ka- 
tholischen Auffassungen. 


( Hört, hört ! ) r 


Das ist nicht allein von mir gesagt worden,sondern andere Leute, '% 
die mehr bewandert sind als ich,haäben sich in der Weise ausge- 
sprochen.Die \otive schlußfolgern aus dem obigen Grundsatz von | 
dem unmittelbaren Staatsbeamtentum der Lehrer weiter: Also hat 1 
der Staut an sich des Recht,die Gemeinden und die Eltern in der 
Verwaltung der inneren und äusseren Schulangelegenkeiten ein- 

fach zu übergehen und auch die Lehrer allein aus eigener Nächt- 
voilkommenheit zu ernennen.Auch diese »chlußfoigerung halten 

wir,wie den Obersatz,grundsötzlich für Zulsch.Der Staat hält 

zwar,dä gebe ich mich keiner Täuschung hin,an seiner Auffassung | 
und än dem bestshenden Zustand fest,und wenn er nun die Gemein- ‚9 
den und die &ltern trotzdem zur lütwirkung in der Verwaltung 5 
der Schulungelegenheiten heranzieht,so ist das,wie er sagt, Mi 
lediglich die Übertragung staatlicher Rechte auf dieselben ‚das j' 
ist Wohlwollen.ist Gnade. Auch diese Folgerung müssen wir &ab- ' 
lehnen. Die Eltern bruuclen bei der Vertretung ihrer natürlichen WM 
Rechte kein Stäutswohlrollen und keine Staatsenade,Die Eltern u 
haben ein nütürliches ‚gottgegebenes Recht in der Schule ‚das E 
ihnen von einer a ee nicht übertragen zu werden 
braucht. Auch die Gemsinden haben ein eigenes Hecht in der f 


Schulverwaltung | 
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Schulverwaltung ‚unabhängig vom Staatsrecht,denn die Gemeinden 
waren vor dem »taate dar. Staat ist eben erst die Summe. 
der Gemeinden und vereinigt diese zu einem Ziel,weil sich die #3 
einzelnen Gemeinden nicht selbst genügend auswirken können,wenn ® 
gie nicht nach einem Ziel gelenkt werden, Ls ist ein Grundsatz: 
‘ Qui prior est tempore,es gauser jure,d.h.wer der Zeit nach 
der Erstere ist,ist dem Rechte nach bevorzugt. Zu allererst 

war die Familie da.Darum gebührt der Familie und den Eltern 
von Gottes und von Rechtswegen das erste Recht.Wenn in Deutsch- ' 
land der Staat nach der Revolution auch die Lehrer ganz an | 
sich gezogen hat und die ®chule förmlich &ennektiert hat,so N 
billigen wir auch des nicht.\ir konstatieren nur,daß die Daar- # 
regierung ähnliche Fehler macht wie drüben im Reich und daß j: 
die Daarregierung drauf und dran ist,das ganze Volksschulwesen ® 
zu annektieren und in den Stuat aufzusaugen. Sehr anerkennens- 9 
wert ist es,wenn die Regierung die Absicht hat,das »aarvolk 
durch das neue Gesetz mehr für die »chule zu interessieren.Dem % 
stimmen wir voll und ganz zu.Das Interesse an der deutschen f 
konfessionellen Schule soll und darf nicht erlahmen im zaar- 
land.Das Volk soll sich und hat auch allen Grund dazu,sich wie 
ein Mann vor seine deutsche konfessionelle Schule zu stellen h 
und sie mit Wehr und "all zu umgeben, damit nicht die franzö- 
sische Schule sie überflutet. 


( Sehr richtig ! ) 


Yo sind bei der französischen Schule die Rechte der Kirche, 
die Rechte der Elitern,der Gemeinden ? In diesem Sinne wird. die 
könfessionelle Schulkommission eine dankbare Tätigkeit im Saar- ! 
gebiet finden,wenn sie ihre Aufgabe erkennt und den Ansturm | 
der französischen Schule zurückdämmt. Venn aber die Motive wei 
ter sagen,die Regierung handele nicht aus politischen Motiven, - 
So BR das hingehen. Ich sage nicht ja und sage nicht nein. | 
Aber die Regierung wird nicht verhindern können,daß sich das | 
Gesetz politisch auswirkt. Auch das preussische Gesetz von 19061 
hatte eine hochpolitische »eite..;er den stenographischen Be- | 
richt gelesen hät_in den Kommissionen des preussischen Land- 
tags und wer die Reden der Führer der da i 260 Parteien ge- D 
lesen hat z.B. eines von Heydebränd,eines Porsch,wie diese NMän- | 
ner sich gegen die politische Tendenz des Gesetzes ausgesprochen 
und mit EBangen geahnt haben ‚daß der Staat es Ba SEscch ZUS- 
nützen werde,der weiß,daß das ganze preussische VolksschulgesetZ 
nichts anderes gewesen ist,als das Produkt der damaligen po- 
litischen Lage in Preußen.Hauptsächlich haben sich die Koäser- 
vativen gegen die politische Tendenz ausgesprochen, ‚und mir 
scheint,als_ob ein unpolitisches Schulgesetz in einem heutigen 
Staat er ge ist und erst recht,wenn gs sich um ein Grenz- 
land handelt,auf das ein Nachbarstaat seine Augen geworfen hat. ! 
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( Sehr richtig ) 
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Zur Vorlage selbst.Die Schulkommissionen sollen konfessionell 
sein.Das “ort steht zwar nicht im Entwurf,doch geht _der Begriff 
aus den BER Motiven heraus. Den koniessionellen Cha- 
rakter der »chulkomissionen akzeptieren wir mit Freuden.Eine 
konfessionelle Schule soll auch konfessionelle Organe haben, 
Und die Wahl der lehrer mß vom konfessionellen Gesichtspunkt 
aus vorgenommen werden.Das bedeutet eine Verbesserung und eine 
erfreuliche Fortentwickelung der Volksschule.Daß die Eltern 
mehr Rechte bezüglich des Geistes,der in der ©®chule herrscht 
bekommen,ist der von der Natur selhst gevrollte Zuständ.\Wenn 
über die Schulkommissionen als Staatsorgane bezeichnet werden 
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hat die Zentrumspartei eine andere Auffassung. Die Zentrumspar- XI 
tei versteht es nicht,daß die kltern in der Vertretung ihrer ’ 
natürlichen Rechte auf die Erziehung der Kinder verstaatlicht 4, 
werden sollen.Das Zentrum kann sich nicht dazu verstehen,den ri 
Einfluß des Staates auf dem Gebiet,der näch unserer LEI Ben 3 
schon früher übermächtig war,noch zu erweitern und_zu verstärker 
Das ist gegen alle Traditionen der Zentrumspartej. Ich glaube, 
wenn \indhorst selig,wenn erhörte,daäß wir,seine »chüler,heute 
hier die Eltern und die Konfession:a dem Staate hemmungslos 
auslieferten,ich glaube,er würde sich im Grabe herumdrehen. " 
kit der Vers antun Beht die Schmälerung der Rechte der 
Zivilgemeinde Hand in Hand.\as ist die Gemeinde ? Die Gemeinde 
ist die Zusammenfassung der Familien,die sich selbst verwalten, 7 
selbstregieren und selbst bestimmen.dDas ist der wesentlic.e M 
Begriff der Gemeinde.Das ist echt germanische Rechtsauffassung. ı 
‚ Die Gemeinde besteht nicht nur aus den Köpfen,die mechanisch 
aneinandergereiht sind.Nein,sie ist ein Organismus im Volks- 
körper mit eigenem Recht und Bresen Malen ‚nf0 ist ein Selbst- 
verwaltungskörper ‚und dieser Selbstverwaltungskörper ist nach 
dem Entwurf von den Schulkommissionen ganz ausgeschaltet.Die- \ 
ser Selbstverwältungskörper kann noch mänches,wie Schwamm und h 
Kreige bewilligen,aber gerade auf dem wichtigsten Gebiet, auf 3 
dem Gebiet der Personalanstellung und POT der Lehrer im 3 
Geiste der Volksschule,soll die Gemeinde nichts mehr zu sagen  % 
haben. Diese Entrechtung der Gemeinden liegt übrigens ganz in 
der Linie der bisherigen zäh verfolgten Folitik der Regierungs- 
kommission den kemeinden und uns gegenüber und wird im Volk i 
kein Verständnis finden.Da mögen sich die Nänner der Regierung °° 
keiner Yäuschung hingehen.\/enn wir dieser Entrechtung der Ge- 
meinden zustimmen.so würden wir,ich sage es noch einmäal,der m 
Vergangenheit der deutschen Zen rumspartei gerädezu ins Ge- u 
sicht schlagen.li&än sagt zwar: Die &ltern sind auch Glieder 30 
der politischen Zivilgemeinde,Die Eltern gehören auch zur Ge- 
meinde ,‚ Jarauf ist zu sagen,daß die Eltern kein Recht und keine 
Pflicht h&ben,die politische üsmeinde zu vertreten; und auch ”, 
die Konfessionen zusammengenommen bilden nie und nimmer eins . 
Zivi.lgemeinde. Eine Zivilgemeinde ist ein ganz anderer Körper. % 
Die Regierung steuert nach unserer Auffassung hier im Duargs- hi 
biet einem Zentralismus zu auf dem >chulgebiet. Dieser Zentralis- % 
mus liegt ganz im Sinne der westlichen Orientierung,ich will -# 
nicht sagen,daß dahinter die !ricolore verborgen ist. #3 
»er in Frankreich war und in Juxemburg,der weiß,daß die Zivil- 
gcmeinde kaum etwas zu sagen hat. 
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( Zuruf des Staatskomissars : Oho !) E 


"ie Sie Gemeinde in ihrem Recht beschnitten worden ist,so er- 
geht es auen den »tädten.LDie Stadt,die bisher das freie Ichrer- 
wahlrecht hatte,verliert Jieses Recht,weshalb sie sich mit | 
gutem Grund gegen die Verschlechterung äieses Zustandes wehrt, 

Noch ein besonderes ‘ort zur Frage des Vorsitzenden. 
Diese Frage war heiß unstritten.Wir haben uns im Zentrum eir- 
mütig auf den Boden des Entwurfs gestellt.,der eine glückliche 
lösung dieser kitzlichen Frage vorsicht,indenm der Vorsitzen- 
den in geheimer Abstimmung gewählt wird. 












Im er ı 0 
\ Zuruf: Sehr aut ! ) a 
& b r % N 
Darin. haben sich üuch nach lungen hin und her alle interes-. 39 
sierten Gruppen geeinigt,Geistliche,Eltern und Lehrer. Im lande ®% 
drauben mırue in etwa der Anschein erweckt,als wenn dis neue 
Kommission so quasi „ine kirchliche Einrichtung wäre.Das ist 79 
unmög.ich ;denn wenn sie eit xirchliches institut wäre.so wäre PB 
das ein Bingriff des Staätes in die Kirche. ri 
Im. Ey Me a Hi, E 

(Zuruf Reinhsrd: Und was haben wir jetzt ?) in 2 > 

En 
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Wenn die Kommissionen staatliche Orgüne sind,so können sie | 
keine kirchlichen Organe sein.Die sind eine Körperschaft ‚die 1 
im Rahmen des Volksschulunterhaltungsgesetzes für die Sicherung 9 
der konfessionellen Schule bestimmt ist.‘iie denken wir uns nun #,Y 
die Schulkommissionen? Unsere Gedanken haben wir niedergelegt ° 
in einem Entwurf,den wir hier zur ET TURNEE stellen und der vom 
Parteiäusschuß,d.h.von der offiziellen Vertretung der gesäanten ® 
Zentrumspartei des Saargebietes gebilligt worden ist. _ ; 

ieser Entwurf,den wir vorlegen,sieht vor,daß alle an ° 
der Volksschule interessierten Kreise zur Mitwirkung herange- 
zogen werden. Zuerst die Familie und dann die eh. A pi e- 
tane noch einmsl,daß ich nicht verstehen kann,wie man unsere 
Gemeinden übergehen kann. 


os H7 


( Zuruf Reinhard: lehnen Sie doch den Entwurf ab, 
dann sind wir fertig. 


An der Volksschule ist noch interessiert die Lehrerschaft,na- 
mentlich,wenn es sich um ihre Anstellung hundelt,die Äirche 
und zuletzt der Stuat. Zwischen diesen 4 oder 5 Faktoren muß 
eine Einigung erzielt werden, eine ee Fa ee der Ent- 
wurf allgemein befriedigen soll.is geht nicht an,daß wir die 
ganze Tätigkeit der konfessionellen Schule auf die konfessio- 
nellen Schultern legen. "ir schmälern dadurch das wohlerworbe- 
ne historische Recht der semeinden,!s geht auch nicht an,daß 
wir dem Staat _ülles in die Zund spielen. Bei einer Staatsschule 
kann nie ein »chulgesetz gemacht werden,ohne irgendwie einen 
Kompromiß.Hier liegt der Kompromiß im !lesen der Suche und da- 
rum müssen wir uns diesem Kompromiß nähern. ir dürfen keinen 
susschließen;die Gemeinde nicht,die Lehrer nicht,die Kirchen # 
nicht und auch den Staat niest.denn der »taat hat das Aufsichts 
recht in den »chulen,.Das wollen wir nicht schmälern,und dem- 
gemäß sind unsere Schulkommissionen,wenn sie nach unserem Sin-’ 
ne Gesetz werden, Vertretungen der ältern,der Familien,der Leh- % 
rer;der Kirche und der Gemeinde, Den Eltern geben wir eine 
solche Vertretung in der Zahl und in der Stärke wie den übri- 
en Gruppen in den >chulkommissionen zusammen. "ir glauben, | 
ah dieser Entwurf beim Volk draußen mehr Sympathie findet als? 
der Entwurf der Regierungskommission.Die Lehrer haben sich mit ° 
diesem Entwurf einverstanden erklärt.Dus ist sehr wichtig,die 
Gemeinden werden diesen Entwurf begrüßen,wenn sie er 3 
wir ihnen ihren Einfluß lassen,die Kirchen werden auch zufrie-% 
den sein und der »taat kann sich freuen. 1 
Sup Ich lese Ihnen den Entwurf vor und komme demit zum 
C ; 
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Entwurf betr. Schulkommissionen. 
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3 45 des preussischen V.U.G. vom 28.Juli 1906 erhält folgende 
Fassung : 
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Artikel 1 Errichtung: Als Organe der Gemeinden werden für : 
eine oder mehrere Volksschulen konfessionelle Schulkom- 7 
mıssıonen. eingesetzt. 4 


srtikel 2 Aufgaben: Sie haben die besonderen Interessen der | 
| Volksschule wahrzunehmen empfangen und geben Inregungen,$ 
die sich auf die religiös-sittliche geistige und Kör- 
perliche Ausbildung der Schulkinder im allgemeinen he- 
zıehen, fördern in Susübung der Schulpflege die Perbin- 
dung zwischen >chule und Elternhaus und sind berechtigt, 
Anträge | 
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Anträge an die zuständigen Stellen zu_richten. 
Insbesondere nehmen sie die wahl der Lehrer und Lehre- 


rinnen vor. E 
N 


Artikel i Zausummensetzung im allgemeinen. Die konfessionellen ni 
ommissionen bestehen aus Vertretern der Eltern u 


der Volksschule besuchenden Kinder,der Lehrerschaft,der ii 
Gemeinde und dem zuständigen Pfarrer.Die Zahl der E tern. | 
vertreter mıß so groß sein,wie die der übrigen Kommis- 
sionsmitglieder zusammen. 





1.) bei ein-bis fünfklassigen Sister aus 
&) zwei Vertreter der Gemeinde, 
b) dem Lehrer der einklassigen bezw.dem dienstältesten 


Lehrer der eier Je bezw.dem gewählten Lehrer Ci 
erin und dem ©chulleiter der ve 


oder der ee Le 
' drei-bis fünfklassigen Schule. 
e) me der Mehrheit der in Betracht kommenden 
inder 


d) vier Elternvertreter (Vertreterinnen) v 


2.) bei einer Schule (Schulsystem)von 6 und mehr Klassen: 


zwei gewählten Vertretern, davon eine Lehrerin des 

Lehrerkolegiums und dem Schulleiter, 

ce) ee errer der Mehrheit der in Betracht kommenden 
inder 

d) acht Elternvertreter ( Vertreterinnen) 


3. In Be ih in denen zwei oder mehrere Schaden (Schul-i 


systeme derselben Konfession bestehen und zur Bildung einer 
gemeinschaftlichen Schulkommission zusammengefaßt werden 


müssen: iM 


= sechs Gemeindevertretern, Bi 


vier gewählten Vertretern,davon zwei Lehrerinnen, 


der Lehrerkollegien und dem dienstältesten Schul- . 


leiter, 
e) dem Pfärrer der Mehrheit der in Betracht kommenden 


Kinder 9 


d) zwölf Elternvertretern (Vertreterinnen) 


ji 
Artikel 5 Teilnehmer mit beratender Stimme, Die zuständigen h 
eisschulräte sind zu den »itzungen der konfessionel- ” 


len Schulkommissionen einzuladen und müssen auf Ver- 
langen gehört werden. Stimmrecht haben sie nicht, Äuch # 
andere ©ächverssändige mit beratender Stimme können .i 
zugezogen werden. ei 
I 

| 


Artikel 6 "Yahl im allgemeinen, ı 


l.Die Wahlen erfolgen auf die Bauer von drei Jahren. 
2.»ie sind unmitte 
vorzunehmen. Mi 


3. /ahltermin und hählkommissar werden durch die He- 9% 


gierungskommission bestimmt. | 
Di 


Beiinei 9 Yah in hesanderen, 4 


l.Die Vertreter der Gemeinde (darunter wenn en ein’ 
Mitglied der Gemeindeverwältung)die der in 


kommenden 









2 vier Vertretern der Gemeinde, BB 
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Ibar näch den Gemeinderatswahlen i 


" Pwg 


(a 


age r | 











Gum ig” Ah her sr er By a Fe 777 Dosen er I — .. a. —- — 
at > an EN " i B .. Segeeer "= Er ’ 
u nr 2 nn 2 &,0 A 73 - i er E Fe au 1: nn 3 = : u 


ne an er EA kn F . N \ i | " NRZ 
ne ee Bi er A Se Die ee 3 


el nr — 
ayr 


nn eg nn rar nn rg 


9 
312 | 
> 1 I: 


kommenden Konfession ungehören,werden von den lütgliedern 
des Gemeinderats (Stadtrats) in geheimer liahl mit einfacher 
stimmenmehrheit gewählt. 


2.Die Vertreter der Lehrerschaft werden von_den endgültig 'ange- j 
stellten Lehrern und lehrerinnen der Schule (bezwiden Schulen) ) 
gewählt, für welche die Schulkommission PUR TRRIE UMS MEN die- 
se Wahlen erfolgen in geheimer Abstimmung mit Stimmenmehrheit, ' 


3.. Die Elternvertreter werden in geheimer Verhältniswahl mit ge- 
bundenen Listen gewählt. i 


artikel 8 Erste Einberufung und Wahl der Vorsitzenden. v 


1. Die erste Einberufung erfolgt durch das aus der Gemeindever- 4 
' waltung gewählte lütglied (ist ein solches nicht vorhanden, , 
durch des älteste aus der Gemeindevertretung gewählte Mitgliec 
2. Der Vorsitzende wird von den lüitgliedern der konfessionellen ” 
Schulkommission in geheimer liahl mit Stimmenmehrheit gewählt, " 


$ 59 des V.U.G. erhält folgende Fassung : 
99 

artikel 1 Die Lehrer und Lehrerinnen an öffentlichen Yolks- 
schulen werden wie folgt von der konfessionellen - 
chulkommission gewählt: | i 
Bei Schulverbänden mit mehr als 25 Schulstellen 7 
besteht freie Lehrerwahl.Bei Gemeinden mit 8 bis 25 # 
Schulstellen schlägt die Schulaufsichtsbehörde min- # 
destens 4,bei dem Rest mindestens _3 Befähigte zur 
"Wahl vor. Jede 6, freiwerdende Stelle kann von der 
Schulaufsichtsbehörde ohne Wahl aber nur nach Anhö- ! 
rung der Schulkomission besetzt werden. 


en 


Artikel 2 Die Gewählten bedürfen der ae SRtäßung dee Schulauf-" 
sichtsbehörde und werden von ihr für die Schule en- 
gestellt,für die sie gewählt worden sind. { 

Alle entgegenstehenden Bestimmungen des V.U.G. von 

ı906 kommen in "Wegfall. j 


Das ist der Entwurf,wie er in der Sitzung des Partei- 
ausschußes am Montag,den 15.0ktober ds.Js.gebilligt. worden 
ist. Wenn. die Regierung diesen Entwurf veröffentlicht,so 
steht zu hoffen,daß die wirkung des neuen Gesetzes für Volk 
und Religion gleich günstig ist und das wünschen wir von B 
Standpunkt der Zentrunspartei und das war auch der leitgedan- 
ke,der uns geleitet hat,ein Gesetz zu schaffen,welches für 
Volk und Re igion gleich günstig ist. Ei 


w PWoZ 


(Brevo!) 
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Vorsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Herr Scheuer-St.Jngbert. 


Scheuex (2. ) :Meine Damen und Herren!Der Bericht zu dem vorliegenden 
Gesetzentwurf besagt bezgl.der Notwendigkeit einer Neuord- 
nung folgendes: ii 
" Die gegenwärtige Regelung kann unmöglich fortdauern. 1 
Zunächst ist es nicht angängi ‚bei der Anstellung der Volks- 
Schullehrer in bayerischen un preußischen Teil einen wesent- 4 
lichen Unterschied weiterbestehen zu lassen;vielmehr erhei- 
schen dic Verpältnisse eine möglichst baldige einheitliche ı% 
Regelung der »2ache., " Ü 
Eine Begründung dafür,werum die Verhältnisse eine einheit- .” 
liche Regelung der ®ache erheischen, sucht man in dem Bericht ''? 
und in dem Gesetzentwurf vergebens. Lie Notwendigkeit einer _ 7 
Neuordnung wird behauptet,aber nicht bewiesen, jedenfalls weil 
sie sich sachlich und DOSE HN nicht beweisen läßt. _ Hi 
Sie Notwendigkeit könnte begründet 2 entweder in _% 
Versailler Vertrag oder in’der Unhaltbarkeit der bestehenden ” 
Verhältnisse.Beides ist nicht der Fall. u 
Der Versailler Vertrag auf den die TOBLOPRDENEOUHANT | 
sion sich immer gern beruft,steht bei ehrlicher Auslegun 
dem Inkrafttreten des vorliegenden Gesetzentwurfes direk ; 
entgegen. in diesem Vertrage sind die bei Abschluß des Waffen- 
stilistandes in Kraft gewesenen preußischen und bayerischen 7% 
Gesetze der Bevölkerung garantiert.Die Negierüngskommission 3 
kann zwar unter gewissen Voraussetzungen \kesetzesänderungen 
vornehnen " zum Wohle der Bevölkerung ".Der gewöhnliche Ver- 
stand wird von- einer Maßnahme "zum Vohle der Bevölkerung" 4 
ohne Weiteres annehmen,daß diese Maßnahme auch dem Yillen .* 
der Bevölkerung entspricht,Die Regierung scheint zwar nach |, 
dem Grundsatz zu handeln:es kommt nicht darauf an,wess ds 
Volk will,sondern was es braucht.Als den Willen der pfälzi- % 
schen Bevölkerung des »saargebietes möchte ich aber feststel-; ° 
len,daß Lehrerschaft, Volk und Geistlichkeit bei uns sich 
mit der Vor.age in ihrer Gesamtheit nicht befreunden können. 
Als Zweck der Vorlage bezeichnet der ihr beigefügte 
Bericht den Grundsatz "schiedlich-friedlich" durchzusetzen 
und jede Konfession ‚soweit es sich um innere Angelegenheiten 
handelt,diese selbst regeln zu lassen. Damit ist das christ- 
JicheVolk ohne Weiteres einverstanden.Um diesen Grundsatz 
urchzuführen, bedarf es aber für den bayerischen Teil des 
aargebietes durchaus nicht des Apparates,wie er mit dieser 
Vorlage aufgezogen ist. Dazu genügt eine einfache Verordnung 
wonach im bayerischen Teil des »aargebietes die >chulpfleg- 
schaften künftig nach dem neuen bayerischen Gesetz vom 1. 
August 922 zusammengesetzt werden mit der einzigen Abände- 
rung,daß sich die »c ulp“legschaft ihren Vorsitzenden sel- i 
ber wählt.Damit wäre Voik und Negierung Rechnung getragen: : 
den Gemeinden ist iur Recht gewahrt,die Wahl der Eltern er- '# 
folgtdurch die rziehungsberechtigten,der Geistliche ist,wie % 
es_ Sich von selbst versteht ‚geborenes Mtelied der ©chul- 
N und der konfessionelle Charakter derselben ist 
Z 


YA ayasıyd 2; Bouayc | UOFDNAT4OOS m . | 








en ProZ 


zweifelsfrei festgelegt..ist letzteres wie der Sericht sagt, 
der Zweck der Voriage,dann kann die Regierungskommission | 
diesen Vorschlag aus der Pfalz nur als einen Akt loy&ister _” 





Mitarbeit ansehen und es nur begrüßen,daß wir ihr einen » 
k en N ? “ 7 in R . . m . .. a \ 

so einfachen ,‚praktischen,den !unsch beider teile erfüllen- 

cen Vorschlag machen. n 


( Sehr gut ! ) E 


Zu einer Ändering der bestehenden Verhältnisse durch ein 
Gesetz vie der vorliegende Entwurf besteht also für das m > 
bayerische ein 
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bayerische Saargebiet gar kein Anlaß. Dazu kommt,daß in der | 
(ommissionssitzung vom 14.September der Herr EREISTUNERT SER A‘ 
‚treter. der bayerischen Schule und den .an derselben bestehen- 
den Verhältnissen das HERABESBSRERNELESTO Lob gezollt hat. | 
Diesd Verhältnisse an unseren Schulen,die in so hohem Maße +" 
die Anerkennung der Regierung gefuhden,wurden geschaffen mit 
unseren bayerischen Gesetzen und Verordnungen. Diese sind also 
zweifelsfrei gut und etwas Gutes isgt man nur auf die Seite, 
wenn man absolut Sicher ist,etwas Besseres an seine »telle 
zu setzen.Und etwas Besseres können wir im bayerischen »Saar- 
gebiet-in der Vorlage als Ganzes nicht erblicken,Was an ihr 
gut und zu begrüßen ist;das kann auf die VOr@PacHAgene Art 
verwirklicht werden. Dem Teil könhen wir im Interesse 
der Schule und im Interesse des Wanzen nicht zustimmen. Mit | 
eller Entschiedenheit verwahrt sich die pfälzische Bevölkerung |! 
des Daargebietes gegen die auch hier versuchte, ‚geradezu schak- 
lonenhafte Gleichmacherei der Gesetze und Verhältnisse im 
bayerischen und preußischen Teil des »aargebietes.\ir verwah- 
ren uns dagegen,weil wir in der Hegel dabei die Benachteilig- 
ten sind und weil wir nicht wollen;daß mit dieser Gleich- # 
macherei der Boden für ein Saargebiet geschaffen wird,wie es 
vor dem Friedensvertrag nicht bestanden hat,wie es uch im 
Friedensvertrag keine ründung findet,wie es aber ganz in -% 
Sinne der französischen lendenz liegt.solche Bestrebeungen 
machen wir nicht mit. | 


( Sehr aut I ) 


Die Regierungskommission hat doch nicht die Aufgabe ‚hier ein 
neues »taatengebilde zu schaffen,sondern sie hat lediglich 
das ihr anvertraute Gebiet auf 15 Jahre zu verwalten.Unter 
Verwaltung im guten Sinne ist aber keine Schmälerung des an- 
vertrauten Gutes zu verstehen, sondern ein SOREARBR Hüten E 
desselben. Leider können wir nicht immer die Überzeugung haben, 7 
daß die Regierungskommission ihre Aufgabe in diesem Sinne auf- 
faßt.Mit der Begründung, daß die Verhältnisse eine einheitliche, 
Verwaltung des ganzen Gebictes erheischen,erfolgen seit Jahr 
und Tag fortgesetzt mehr oder minder schwere Kingriffe in die $ 
Verhältnisse,wie sie im bayerischen Saargebiet nach dem Frie- 7 
meerertrng maßgebend sein sollen,”arüber klagen in letzter 
Zeit besonders unsere mittleren und unteren Beamten,die bei 
der letzten Besoldungsordnung zum Teil in einer geradezu un- 
erträglichen lieise in ihren Rechten geschmälert wurden,uf _ % 
die sie laut Friedensvertrag ein woh PER UNAO OR Recht haben. # 
Schade ,,‚daß die Regierungskommission nicht durch Vorlage der _” 
Besoldungsordnung dem Landesrat Gelegenheit gibt,näher darauf ° 
einzugehen.»ie weiß wohl werumiDiese Frage interessiert nicht 
allein die Beamtenschaft,sondern das ganze Volk,denn die \iohl- 
fahrt des Ganzen mß darunter leiden,wenn ein so wichtiges | 
' Organ wie die Beamtenschaft aus Nahrungssorgen und Ingrimn 
über ungerechtfertigte Zurücksetzung am arbeitsfreudigen Schaf? 
ten gehindert wird. | E g | 
Und erst der Gang des Amtsschimmels! Was ist das für 
ein Zustand,wenn wie es im Bezirk St.Jngbert vorgekommen ist, ° 
am l1.Juli in einem Pfarrhaäuse ein neuer Kaplan aufzieht und 
es dauert fast 4 Nonate bis der Herr nach vielen Bemühungen 
und Vorstellungen seines rTfarrers,der ihn in der Zwischenzeit ” 
suf Kredit verpflegen mßte,endlich in den Besitz seines kärg-M 
lichen Gehalts kommt.Ein anderer Geistlicher,der im Frühjahr 
dieses Jahres wochenlang auswärts Aushilfe leistete,bekonmt 
auf seine höfliche ... änfrage wegen der Beraus gen wel- ! 
che fast die lälfte seines lionatsgehaltes_ausmachen ‚ü erhaupt . 
keine Antwort.!ienn es sich darum handelt, Kinder wieder der E 
deutschen Schule zuzuführen ‚weil sie außerhalb der vorgeschrie 
benen Termine in die französische Schule gingen,so ENGEN \ 
sic ; 
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sich die Angegengene Stelle um einen klaren Entscheid herun,wie 
die Katze um den heißen Brei. | | Be 
Fixigkeit sehen wir mur nach der anderen Seite,.Da begibt 
sich der Herr Direktor der französischen »ghule höchst selber zur 
'Stadthauptkasse ‚um die Geldstrafen seiner Schützlinge wegen Ver- 
&umnis Her deutschen Schule zu bezahlen,und wenn eine Tranzösis 
'hrperson sich wegen einer von ihr provnzierten Bemerkung eines 
Deutschen beleidigt fühlt,dann legt Sich sogar die französische 
Gendarmerie ins Zeng, obwohl dieselbe laut Amtsblatt 7 von 20 
och ganz andere Aufgaben im Saargebiet hat als Privatbeleidi- 
gungen zu recherchieren. 
Schwer geschädigt werden z.2. bei uns Gewerbe und Fubli- 
kum durch ausländische Hausierer,die zu Dutzenden das Saargebiet | 
überschwemmen,um das Volk auszuruchern. Diese Leute_bekommen an- } 
standslos Einreise-Erlaubnis,während die Söhne des leandes in 
vielen Fällen sie kaum zu erreichen wissen.Ein in St.Jnebert ge- 
borener Arbeiter kam während des Bergarbeiterstreiks von seinem 
Beschäftigungsors an der Ruhr in seine Heimat zurück und mußte 
seine Heimat wieder verlassen,weil ihm die Aufenthaltsgenehmi- 
gung verweigert wurde. | 
Bei solcher Auswirkung einheitlicher Verhältnisse wird 
man verstehen,daß die pfälzische Bevölkerung Bormanpe? allen Ver- 
besserungen und Geschenken auf Fr eberischem Gebiet ein ge- | 
sundes Mißtrauen hat.Es ist nicht an dem,daß wir etwas gutes un- | 
besehen ablehnen würden nur deshälb,weil es von der Regierungs- 
kommission kommt.so unvrernünftige leute sind wir Pfälzer nicht. 
Aber wir haben die Gewohnheit,erst alles zu prüfen und dann das ° 
Beste zu behälten.Das beste in dem angegebenen Zweck der Vorlage 
ist_das schiedlich-friedliche ee der Konfessionen.Dieses 
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Ziel akzeptieren wir und wenn wir in einem besonderen Dankhymnus ! 
ana die hHegierungskommission einstimmen,so einfach deshalb,weil | 
Bayern den angestrebten Zustand bereits hat wir Fiälzer als baye= 
YiSche he Shen auf die gleichen Verhältnisse also ein 
gewisses moralisches Hecht haben. | 
Deshalb bitte ich Sie,für den bayerischen Teil des »aar- 
gebietes foigendem Mutäuchten zuzustimmen: | 


er. = 


En " Für den bayerischen Teil des Saurgebietes wird bean- 

Die dort auf Grund der bayerischen LEE je vom 28.Au- 

Be 1919 über Schulpflege ‚Schul aiveng und Schulaufsicht beste-! 

enden »chulpflegschäften werden zukünftig auf_Grund des neuen 

Gesetzes vom l.August 1922 zusammengesetzt, $ 9 dieses Gesetzes 
erhält folgenden Wortlaut: 


” Die Schulpflegschafter wählt aus ihrer Nitte mit abso- 4 
luter Stimmenmehrheit den Vorsitzenden. " j 
euer nl) 


Vorsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Betz ! 


N pP wog 


© 


Betz ( Soz.): Meine Damen und Herren! Die sozialdemokratische Frak- ? 
tion lehnt den Verordnungsentwurf betr.Bildung von Schulkommis- | 
sionen ab aus fo\genden bründen: | | 

Erstens,weil der Entwurf einen starken kingriff in das 
Selbstverwaltungsrecht der Kommunen darstellt.Den Gemeinden ver-. 
bleiben,wenn der Entwurf Gesetz wird,überhaupt keine Rechte mehr #® 
Be rsuober der Schule ,sondern nur noch Pflichten. Die sächlichen 

asten,welche dıe Gemeinden zu trugen haben,sind ebenso groß, wie 
dıe persönlichen Lasten,die von der Rogierunetd.h.ron der Landes. 
kasse) getragen werden.%s wäre deshalb ullein aus diesem Grunde 
schon ein ungeheueres Unrecht, wollte man den Gemeinden sämtliche I 
Rechte gegenüher der Schule nehmen,Auch brauche man sich nachher 
nicht zu vwandern,wenn die Gemeinden,äller Rechte beraubt,auch 
ihre Pflichten gegenüber der Schule nicht mehr allzu ernst nehme: 
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würden. 
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würden.Das läge aber bestimmt nicht im Interesse der Schule.Aber 
ganz abgesehen davon haben wir nicht die geringste Veranlassung MW 
an dem velbstverwaltungsrecht der Gemeinden etwas rütteln zu las- 
sen.Es ist der letzte hest von Recht,der uns im Saurgebiet noch _ ? 
verblieben ist und ein Aufgeben dieses Rechtes,wenn auch nur teil-% 
weilse,würde einem politischen Selbstmord gleichzuachten sein. | 


( Sehr richtige !) | 


Das Selbstverwaältungsrecht der Gemeinden, gleichwohl ob es aus “ 
einer Zeit finsterster preußischer Reaktion stammt und bei wei- 
tem nicht unseren Jdealen entspricht ,schätzen wir immer noch hö- 
her als die: gesamte,so vielgerühmte iranzösische Libert&,die wir 
im DSuargebiet schon sattsam gekostet haben.Wir werden deshalb 
jeden Angriff gegen dieses Recht,solange wir noch Kraft in uns 
Fühlen art uller Entschiedenheit abzuwehren wissen. | 
Zweitens,weil keine Ursache besteht, für die wenigen Jah- "% 
re,die wir noch unter der Obhut der Regierungskommission zu leben 7 
die Ehre haben,eine solche wesentliche und einschneidende AÄnde- 
rung der derzeitigen Bestimmungen herbeizuführen.\ienn wir im Ja- 
nuar 1935 wieder unserem deutschen l\utterlande einverleibt wer- 
den,werden doch wieder die deutschen Bestimmungen in Anwendung 
kommen und da ist es schon besser ‚wir lassen es bei dem bisheri- 
gen Zustand. w 
Drittens lehnen wir den Intwurf ab aus parteiprinzipiel- % 
len krünuen.Die Soziuallemokratie steht bekanntlich auf dem Boden '” 
der freien,weltlichen kinheitsschule.\ienn wir auch aus nahelie- 
enden Gründen in der gegenwärtigen Zeit keine Veranlassung ha- 
en,den Kampf um die Schule in der heftigsten Form entbrennen 
zu. lassen,so besteht aber auch ändererseits keine Ursäche ‚die 4 
Konfessionalität der ©chule noch mehr zu vertiefen.\iir haben aber” 
die große Befürchtung, daß,wenn der Entwurf Gesetz wird,der Kampf % 
um die Schule beginnt.lieltänschauungskämpfe und Parteikämpfe i 
von denen unsere Schulen bisher verschont geblieben sind,werden | 
alsdann in die Schulen hineingetragen werden.Gerade das,was der ” 
Verfasser des Entwurfs durch denselben angeblich erreichen woll- 
te,eine schiedlich-friedliche Arbeit im Interesse der »chule ‚wirc# 
bestimmt nicht erreicht werden.liir wollen den Kampf nicht, zwingt # 
man uns denselben auf,dann können wir nichts daran ändern und “ 
werden ihn zu führen wissen. “ 
| Es liessen sich außerdem noch eine Anzahl weiterer Grün- 
de anführen,die gegen den Entwurf sprechen.Es erübrigt sich aber % 
darauf einzugehen,der Entwurf könnte dadurch eine grössere Wür- 
digung erfahren als er verdient. 

Ich gestatte mir noch,auf die einstimmige ablehnende 
Stellungnahme der Lehrerkammer und die Proteste,die seitens äl- 
ler größeren Gemeinden bei Bekanntwerden des Entwurfs laut ge- 
worden Sind.hinzuweisen. ; 

Es würde eine Nichtuchtung des Volkswillens sonderglei- ” 
chen bedeuten,wenn die Regierung trotz aller dieser Einsprüche % 
den Entwurf zum Gesetz mächen würde. A 

| Des Zentrum hat uns einen Gegenentwurf offeriert.Wir % 
können die veelengualen,die das Zentrum hat,begreifen.Es tut uns 
aufrichtig leid;aäber helfen können wir ihm in seiner Not nicht. 
Das Zentrum hat versucht,dem Regierungsentwurf einige Schärfen % 
zu nehmen ‚insbesondere dädureh,daß es die Schulkommissionen,den 
Schulkommissionen überträgt ‚versetzt es den »elbstverwal Sr 

recht der Gemeinden einen ungeheueren schlag.!ir können deshalb % 
dem Zentrum nicht folgen und lehnen auch seinen Gesetzentwurf ab” 
| Yes wir besntraugen,ist die Einführung des Gesetzes be- 
treffend die Abänderung Be Zusammensetzung der Schuldeputatio- ? 
nen,Schulvorstände und Schulkommissionen vom 7.Oktober 1920. ji 
Durch dieses Gesetz wird der derzeitige Charakter der genünnten % 
h 
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Körperschaften in der Hauptsäche beibehalten, lediglich den Lehr-" 
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Lehrpersonen wird eine berechtigte Erweiterung ihres Einflusses 
zugesprochen.Auch stellt dieses Gesstz ein Produkt der Koali- 
tionsarbeit im Reiche dar und dürfte deshälb auch für alle üb- 
rigen Fraktionen des Landesrates durchaus ukzeptabel sein. 
Darüber hinaus fordern wir als wirklich demokratische 
ae SE LER die Elternbeiräte ‚wie sie im Reich bestehen und 
die Offentlichkeit des Unterrichts. N 
Zum Schlusse gestaätte ieh mir noch,der »chulabteilung 
der Regierungskommission anheimzugeben, sich mehr dem ungesetz- 
lichen Vorgehen der französischen Dyrmanialschulen zu widmen. | 
Hier würde meines Erächtens dem geistlichen Leiter der >chulab- 
teilung,dem sonst s» streittären Herren Notton,ein sehr Jankba- 
ves Betätigungsfeld geboten sein,wo er sich a be- 
schäftigen könnte als auf dem Gebiete unserer deutschen Volks- 
schulen; an letzteren aber lLussen wir nicht rütteln. 


(..Bravo.!:.) 


Vorsitzender: Das liort hat der Abgeordnete Reinhard! 


Reinhard (K.P.): Meine Damen und Herren! Ein Redner von der Zen- | 
crumspartei hat gesagt,daß der Kampf um die Schule geführt wür-? 
de ,wenn es klar sei,daß derjenige,der die Jugend hat,auch die 7 
Zukunft habe.Das ist auch der Grund,weshälb die Regierung die- 
sen Entwurf vorgelegt hat. Die Begründung ist derart durchsich- 
tig,und kann überhaupt nicht als Begründung gelten.Hir glauben 
nicht fehl zu gehen in der NMeinung,daß die Regierung hier un 
der Duar versucht,die Regierungsform,wie sie besteht,für alle 
Ewigkeit zu veränkern,die Ausbeutung der Saargruben und der 
Industrie mit Hilfe der Erziehung,weshalb sie uuch die ochule ° 
vellständig in ihre Hand bekommen will.Herr Notton versucht dem 
Zentrum die Vorlage durch Belehrung des konfessionellen Var- ° 
teiles schmäckhaft zu muchen.Zreifellos steht aber ein leil 
dieser Kreise auf dem standpunkt,der französische Himmei ist 
Schöner wie der deutsche.derr Pfürrer Wilhelm hat gesagt ,da3 
Frankreich die Religion etwas anderes darstellt als in Deutsc 


land. 
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[| Zuruf Kerius: Sie verstehen nichts von Religion! ) 


Ja,Herr Karius,ich verstehe soviel,daß ihre Religion an den 
Grenzen halt mächt. 
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Grenzen halt macht. Herr Pfarrer Wilhelm hat gesagt,der Herr- 
ott steht auf Unserer Seite und trotzdem hat der Herrgott den 
ranzösischen liäffen den Sieg gegeben.llan versucht 46 auf dem 

Schutz des Staates zu berufen,indem man verlangt,daß der Staat 

sich dazu hergibt,um die Religion zu schützen. ch bin der Auf- 

„tassung,eine KReligion,die in ihrer Idee die Veredelung der 

Menschen herbeiführen soll,brauche sich nicht auf den Schutz 

des »taates_zu Stützen. a | 

Ich Habe gesägt,politisch bedeutet der Gesetzentwurf 
zweifellos das Ziel zu efreichen,in absehbarer Zeit die Bevöl- 
kerung zu gewinnen für_die Beibehält des jetzigen Systens. 

Die ee verlangt,daß die Volksschule dauernd unter 

ormundschäft der Kirche steht.Wir verlangen,daß hier eine _ 

nderung getroffen wird.Es ist tief bedauerlich,daß die Arbei- 
terkinder in der »chule nicht über die soziale Gesetzgebun 
unterrichtet werden dagegen werden ihnen wachen in den Kop 
eingehämmert,die sie nicht gebrauchen können. 
ienn ferner von Herrm Pfürrer Wilhelm gesagt wurde, 
der Entwurf hätte lünge seelische Kämpfe und tiefe Beratungen 
verlangt,so kann ich sagen,daß dieses bei uns nicht der Fa 
gewesen ist.Den Gemeinden hat_man alle Rechte genemmen,auf der ? 
anderen Seite hat man ihnen alle Pflichten au fgebürdet.Der Ent- ' 
wurf bedeutet die Entrechtung der politischen \emeinde,er be- | 
deutet ferner die Auslieferung der Volksschule an die Regie- 
rungskommission und an die Geistlichkeit,was zum Teil besei- 
tigt war, Das_ist ein unhältbärer Zustund,der nicht ancrkannt 
werden könn.Ein schwerer Xampf herrschte innerhalb der Zentrums- 
urtei,deshülh hat die Berutung so lange gedauert. Ich habe 

as Empfinden,daß einige Herren da siud,die tatsächlich auf 

dem Standpunkt stechen, er Irunzösische Himmel ist schöner uls 

der deutsche.kins mß ich der Zentrumspartei ünrechnen,sie hat 
die Hosen nicht vollbekomen,wie die Liberäle Volkspurtei. 


( Große Unruhe ‚Suchen ! ) 


Die Kommnistische Partei tritt ein für die weltliche Schule. } 
Aus diesem Grund können wir unter keinen Umständen für die Vor- # 
luge stimmen. Durch die Vorlage wird die Volksschule vollständig’ 
den Pfaffen ausgeliefert. "enn gesägt wurde,die gesämte Lehrer- | 
schaft würde wuf dem Standpunkt der Vorlage stehen;so glaube 
ich doch en een zu müssen,daß das nicht richtig ist. 
Mit Recht hat Herr Betz den >tändpunkt eines großen Teiles 
der Lehrerschaft bekunntgegeben.Der neue Entwurf des Zentruns 
bedeutet praktisch die Regierungsvorlage.Soviel Konfessionen” 
s&ls de sind,müßten »>chulkommissionen gewählt werden.Eerner | 
sieht der neue Entwurf der Zentrumspartei auch eine Eztrechtuzg' 
der Gemeinde vor in demselben Naße,wie der Entwurf der Regie- # 
rungskommission.Nuch dem bisherigen System untersteht die 
Schulkommission den örtlichen Gemeindevertretungen,während der 
Entwurf ein direkter Schlag ins Gesicht für die Gemeinden ist. 
Meine Damen und Herren! Der Gemeinde hat man nichts nehr gelas- 
sen üls nur Pflichten."enn men die Zuhl vorlesen würde ‚müßte 
man sich fragen,wo und wie sollen die Gemeinden Interesse da- 
ren hüben,ihre Verpflichtungen durchzuführen, wenn man ihr die 
letzten Rechte wegnimmt.Es sind Gemeinden däü,die schou lange 
Schulhäuser bauen wollten,äber keine Gelder erhalten können, 
Ich kenne Gemeinden,die sich oft an die Regierung gewandt haben 
' um Zuschüsse zu bekommen,wurden über stets ubgewiesen. Auch hier-@# 
in ist zu ersehen,daß mun mit allen Mitteln das _Ziel erreichen 
will,wäas ich erwähnt hube."enn der Abgeordnete Betz gesugt hat, W 
daß mün von seiner Partei aus ubgesehen hat,einen Kampf um die W 
Volksschule zu führen,so mß ich segen,duß wir näch wie vor “= 
für unsere Forderung känpfcn werden. Die letzten Vorgänge hö- # 
ben gezeigt,duß die übrigen !arteien keine flücksicht gebrauchen 





E yPreog > sıydmbouags 4720494005 47 - 


Zu: 


© 





auf 








| 


"908 
Me 


uf die Verhältnisse.Die fragen nicht danäch wie die Dinge 
liegen.!!ir werden deshalb nach wie vor für unser Ziel eintre- 
ten.''enn davon gesprochen wurde ,duaß die Gemeinden hier mehr 
Rechte hätten wie in Deutschland,so sage ich,daß giese Rechte 
sehr minim:l sind und wenn mäan heute die wenigen Nechte ‚die 
man der Kommune zuerkannt hätte,nehmen will,so. können wir uns 
nicht dazu hergeben. Aus allen diesen Gründen heraus lehnen | 
wir die Vorlage der Regierungskommission sowie den Entwurf des ° 
Zentruns ab. | 


Vorsitzender: Das "ort hat der Abgeordnete Dr.”cheuer! 


Dr.Scheuer(D.”.): Meine Dümen und Herren! N.mens der Demokratischen 
urtei lehne ich den Entwurf betr.die Bildung von Schulkommis- 
sionen wie bereits durch den Bericht des Herrn Berichterstät- 
ters ausgeführt, rundweg ab und zwar aus folgenden Gründen: 


Der erste Grund stimmt mit dem der übrigen Parteien | 
überein,nämlich wegen der Einschränkung des ”velbstverwaltungs- 
rechtes der Gemeinden. un: | a 

Der Entwurf ist geboren,die Nechte der Gemeinden auch 
suf diesem Gebiet herabzudrücken.Die Volksschule ist groß ge- 
worden durch die Gemeinde und deswegen soll sie auch in der 

und der Gemeinde bleiben. Die Übernahme der persönlichen 
Lasten durch die Negierungskommission kann kein Grund sein, 
und diese Übernahme der persönlichen Lasten ist in l.und 2.: 
maude da einzuspinnen,wo die Wemeinden tatsächlich micht mehr 
mitkönnen. 


Der zweite Grund stimmt mit dem der Sozialdemokruti- 
schen Pürtei überein,nur daß die Wurzel eine andere ist: Die 
Sozialdemokratie steht uf dem Standpunkt der freien Schule, 
das Zentrum auf dem »tandpunkt der könfessionellen »chule, 
die Liberale Volkspürtei öuch. 
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( Zuruf: Das Wissen Sie nicht,die sind nicht da !) 


Ich bin zwar Anwalt,&ber nicht der Anwalt der Liberalen Volks-% 
artei.Herr Schmelzer hat aber erklärt,d&aß sie auf dem Boden 
er konfessionellen Schule stehen. !'ir Demokraten stehen wuf 
dem Boden der Simultanschule d.h.alle Kinder verschiedener 
Konfessionen sollen zusammen unterrichtet werden in allen 
Fächern mit Ausnahme des Neligionsunterrichtes. Derartige 
Schulen hat es schon gegeben und wird sie auch noch geben. 
Ich will Ihnen Ihre Überzeugung der Konfession nicht räuben, 
bitte Sie aber,auch mein Jdeal anzuerkennen. Jede Fartei,die 
die Nacht hat,wird Ihr Jdeal zu verwirklichen suchen.Es_ be- 
stehen noch Simultan-Schul - Deputationen und die Auflösung } 
in konfessionelle Kommissionen bedeutet nach meiner Überzeu- ) 
gung ein Rückschritt und deshalb bin ich auch gegen die Ver- | 
ordnung. | 1 | 
| 


" PwZ 
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Der dritte Grund ‚der noch von keiner Furtei erwähnt } 
worden ist,ist,daßb nüch der ae a LOROE RE die »uche So 
ist,daß auch konfessionelle Minderheiten vertreten sind. Es | 
sind vertreten der Rabbiner und der Geistliche der. altkutho- ® 
lischen Gemeinde. Ich betrachte das als ein Rückschritt,wenn ® 
diese nicht mehr vertreten sein werden.Nun ist mir in der | 
Kommission von Herrn Dr.Notton entgegengehälten worden,” ja, 
die Herren können gewählt werden. 4 
Die konfessionellen Minderheiten bedeuten tatsächlich minimale 
Iinderheiten,die wohl kaum zu ihrem Rechte kommen werden. | 
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DRS pn 
Diese Minderheiten betrugen nicht einmil 1 %. 
( Zuruf Helfgen: Zentrum ist Trumpf !) 


Dus sind in kurzen knaüppen »ätzen die Gründe,aus welchen ich 

den Entwurf ..blehne. ; 
| Es ist nicht schwer,den Zweck der Verordnung zu erkennen, 

Die Regierung sagt,politische liotive_ständen ihr fern. Ich ent-' 

schuldige mich,daß ich offiziell erkläre,das ep ich nicht. %® 

Ich elzube es deshalb nicht,weil die gunze Be ätigung,die die 

Regierungskomnission bisher cuf dem Gebiete des ©chulwesens 
emücht hat, entgegenspricht und drückt mir den Glüuben üuf, 
ie Yurzelndieser Verordnung sind politische \otive. 





Ich lehne äuch den Gesetzentwurf des Zentrums ab,wie den? 
Entwurf der Regierungskommission. 


i Ich bitte,diese Bemerkung als mein Gutachten zu betrach- 
en: | 


Vorsitzender: Es wünscht niemund mehr das !!ort_zu der Vorlage. Wir 
kommen dunn weiter zur Abgabe der einzelnen utuchten. Zunächst ° 
wer für den Entwurf der Regierungskommission ist,möge sich 


erheben.Es erhebt sich niemünd,der Entwurf ist somit einstimmig) 
übgelehnt. 


Wer für den Entwurf der Zentrumspartei_ ist,möge sich erheben. % 
20 BEUEER sich die änwesenden 14 Mitglieder der Zentrumspar- 
ei: 


Betz ( S.P.): Wir beantragen die Kintuhrung des Gesetzes betreffend 
die Abänderung der Zusammensetzung der _Schuldeputationen, Schul- 
vorstände und schulkommissionen vom 7.10.1920. _ | 
Außerdem fordern wir die Einführung der llternbeiräte 

und die Öffentlichkeit des Unterrichts. 


Vorsitzender: Yer für Den Setra Betz ist,möge sich erheben. 
s erheben sich 4 Mitglieder der Sozialdemokratie und_ das 
Mitglied der Demokratischen Partci. Alle übrigen Mitglieder { 
stimmen dagegen. | 


Bun vyerydultuene SOERSE RT 


Reinhard (K.P.):Wir treten dem Antrag der Sozialdemokratischen Partei 
een er auch nicht dus Ziel verfolgt,das wir uns gesteckt ° 
oben. | 


SCH 


Vorsitzender: Die beiden Kommunisten stimmen also dem Antrag der So- 
zu:ldemokratischen Fartei zu. 


© 


Fir wären somit am ©chluß dieser Beratung angelangt.Ein weite- 
rer Funkt steht nicht auf nd Tagesordnung. Ich schließse daher % 
die Sitzung. ( 7 Uhr abends i 





